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Gesetz
über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei 

in Bayern
(Polizeiaufgabengesetz — PAG —)

Vom 16. Oktober 1954
Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­

gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

I. Begriff und Aufgaben der Polizei
Art 1

Polizei im Sinn dieses Gesetzes sind die im Voll­
zugsdienst tätigen Dienstkräfte der Polizei des 
Staates und dei; Gemeinden.

Art. 2
Die Polizei hat die Aufgabe, als Vollzugsorgan der 

Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung und 
als Hilfsorgan anderer Verwaltungsbehörden bei 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung durch Abwehr von Gefahren und 
durch Unterbindung und Beseitigung von Störun­
gen mitzuwirken. Im Rahmen dieser Aufgabe hat 
sie insbesondere die Verfassung und die Grund­
rechte. zu schützen sowie bei Unglücksfällen und 
bei gemeiner Gefahr oder Not unbeschadet der 
Aufgaben anderer Einrichtungen die erforderliche 
Hilfe zu leisten.

Art. 3
Die Polizei hat ferner die Aufgaben zu erfüllen, 

die ihr durch andere Gesetze zugewiesen sind, ins­
besondere Handlungen, die mit Strafe oder als Ord­
nungswidrigkeiten mit Geldbuße bedroht sind, zu 
verfolgen.

II. Allgemeine Bestimmungen über die Befugnisse 
der Polizei

Art. 4
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe nach Art. 2 ist 

die Polizei befugt, im Rahmen der geltenden Ge­
setze, insbesondere der folgenden Vorschriften, Maß­
nahmen zu treffen.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die ihr durch 
andere Gesetze zugewiesen sind (Art. 3), hat die 
Polizei die dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit 
solche Gesetze Befugnisse der Polizei nicht regeln, 
hat sie die Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe nach Art. 2 zustehen.

Art. 5
(1) Maßnahmen nach Abschnitt III dieses Ge­

setzes darf die Polizei nur treffen, wenn die dort 
vorgesehenen besonderen Voraussetzungen gegeben 
sind.

(2) Im übrigen darf die Polizei Maßnahmen ge­
gen Personen oder Sachen gegen den Willen der 
Person oder des für die Sache Verantwortlichen nur 
treffen,
1. um Handlungen, die mit Strafe bedroht sind, zu 

verhüten;
2. um Handlungen, die mit Strafe oder als Ord­

nungswidrigkeiten mit Geldbuße bedroht sind, zu 
unterbinden;

3. außer in den Fällen der Ziffern 1 und 2 um
a) verfassungsieindliche Handlungen zu verhüten 

oder zu unterbinden;
b) Gefahren abzuwehren, durch die das mensch­

liche Leben bedroht wird;
c) Gefahren abzuwehren oder Störungen' zu be­

seitigen, durch die die Unversehrtheit der Per­
son, die Freiheit, das Eigentum oder der Besilz 
bedroht oder verletzt werden, soweit dies im 
öffentlichen Interesse geboten erscheint.

(3) Eine verfassungsfeindliche Handlung im Sinn 
dieses Gesetzes begeht,
1. wer eine gemäß Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes 

für die Bundesrepublik Deutschland verbotene 
Vereinigung fortführt, ihren organisatorischen 
Zusammenhalt auf andere Weise aufrechterhält, 
sich an ihr als Mitglied beteiligt oder sie sonst 
unterstützt;

2. wer sonst eine Handlung vornimmt, die darauf 
gerichtet ist, die verfassungsmäßige Ordnung der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder auf verfassungswidrige Weise zu ändern 
oder zu stören.

Art. 6
Die Polizei darf nur die Maßnahmen treffen, die 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind.

Art. 7
Soweit die Polizei nicht im Einzelfall auf Anoi'd- 

nung einer zuständigen Behörde tätig wird, hat sie 
sich in den Fällen, in denen sie Maßnahmen gegen 
Personen oder Sachen treffen darf, auf unaufschieb­
bare Maßnahmen zu beschränken.

Art. 8
(1) Die Polizei hat bei der Erfüllung ihrer Auf­

gaben unter mehreren möglichen und geeigneten 
Maßnahmen diejenigen zu treffen, die den einzel­
nen und die Allgemeinheit am wenigsten beein­
trächtigen.

(2) Ein durch eine Maßnahme der Polizei zu er­
wartender Schaden darf nicht erkennbar außer 
Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg stehen.

(3) Maßnahmen sind nur zulässig, bis ihr Zweck 
erreicht ist oder bis sich zeigt, daß ihr Zweck nicht 
erreicht werden kann.
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Art. 9
(1) Macht das Verhalten oder der Zustand einer 

Person Maßnahmen der Polizei nach diesem Gesetz 
notwendig, so sind diese gegen die Person zu rich­
ten, die die Gefahr oder die Störung verursacht hat.

(2) Hat ein strafunmündiges Kind oder eine Per­
son, die wegen Geisteskrankheit oder Geistes­
schwäche entmündigt oder unter vorläufige Vor­
mundschaft gestellt ist, die Gefahr oder die Störung 
verursacht, so kann die Polizei ihre Maßnahmen 
auch gegen den richten, dem die Aufsicht über eine 
solche Person obliegt.

(3) Hat eine Person, die zu einer Verrichtung be­
stellt ist, in Ausführung dieser - Verrichtung die 
Gefahr oder die Störung verursacht, so kann die 
Polizei ihre Maßnahmen auch gegen den richten, 
der die Person zu der Verrichtung bestellt hat.

Art. 10
(1) Macht das Verhalten oder der Zustand eines 

Tieres oder der Zustand einer anderen Sache Maß­
nahmen der Polizei nach diesem Gesetz notwendig, 
so sind diese gegen den Inhaber der tatsächlichen 
Gevfalt zu richten.

(2) Die Polizei kann ihre Maßnahmen auch gegen 
den Eigentümer oder den sonst dinglich Verfügungs­
berechtigten richten. Dies gilt nicht, wenn der In­
haber der tatsächlichen Gewalt diese gegen den 
Willen des Eigentümers oder sonst dinglich Ver­
fügungsberechtigten ausübt.

(3) Soweit auf Grund besonderer Rechtsvorschrif­
ten eine andere Person verantwortlich ist, sind die 
Maßnahmen in erster Linie gegen diese zu richten.

Art. 11
(1) Die Polizei hat die Gefahr oder die Störung 

selbst oder durch vertraglich Beauftragte zu be­
seitigen, wenn
1. Maßnahmen gegen eine nach den Art. 9 oder 10 

verantwortliche Person nicht oder nicht recht­
zeitig möglich sind,

2. die verantwortliche Person einer an sie gerichte­
ten Aufforderung der Polizei zur Beseitigung der 
Gefahr oder der Störung nicht nachkommt und 
die Polizei die Befolgung der Aufforderung nicht 
erzwingen kann oder nach dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit (Art. 8) nicht erzwingen darf.
(2) Ist im Falle des Abs. 1 Ziff. 1 eine verant­

wortliche Person vorhanden, so hat die Polizei 
diese zu benachrichtigen, wenn und sobald dies 
möglich ist.

Art. 12
(1) Zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehen­

den. erheblichen Gefahr oder zur Beseitigung einer 
erheblichen Störung kann die Polizei Maßnahmen 
auch gegen eine Person richten, die nicht nach Art. 9 
oder 10 verantwortlich ist, insbesondere sie zur 
Hilfeleistung anhalten, wenn und soweit weder 
Maßnahmen gegen die verantwortliche Person noch 
Maßnahmen nach Art. 11 möglich, ausreichend oder 
zulässig sind.

(2) Maßnahmen nach Abs. 1 dürfen nicht getrof­
fen werden, wenn die nicht verantwortliche Person 
dadurch selbst an Leben oder Gesundheit gefährdet 
oder an der Erfüllung überwiegender anderwei­
tiger Pflichten gehindert würde.

Art. 13
(1) Erläßt die Polizei eine Anordnung, in der von 

einer Person ein Handeln, Dulden oder Unterlassen 
verlangt wird, so muß diese Anordnung inhaltlich 
hinreichend bestimmt sein. Es darf kein unzuläs­
siges oder unmögliches Verhalten verlangt werden.

(2) Die Anordnung kann schriftlich, mündlich oder 
durch Zeichen gegeben werden.

(3) Allgemein verbindliche Anordnungen, die ein 
Gebot oder Verbot für eine unbestimmte Anzahl

von Fällen enthalten (Verordnungen), dürfen von 
der Polizei nicht erlassen werden. Anordnungen, die 
sich in einem bestimmten Fall an eirte unbestimmte 
Anzahl von Personen richten, sind zulässig.

III. Besondere Bestimmungen über die Befugnisse 
der Polizei

1. Anhaltung, Vorführung, Platzver­
weisung, Gewahrsam 

Art. 14
(1) Die Polizei kann eine Person zur Feststellung 

ihrer Personalien anhalten, wenn dies erforderlich 
ist
1. zur Ermittlung oder Aufklärung einer Handlung, 

die mit Strafe oder als Ordnungswidrigkeit mit 
Geldbuße bedroht ist,

2. zur Ermittlung oder Aufklärung einer verfas­
sungsfeindlichen Handlung,

3: zur Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten, weil 
diese Person dringend verdächtig ist, geschlechts­
krank zu sein und Geschlechtskrankheiten weiter 
zu verbreiten,

4. zur Sicherung eines genügend glaubhaft gemach­
ten Rechtsanspruchs einer dem Anzuhaltenden 
gegenüber zur Selbsthilfe berechtigten Person, 
wenn die sonst vorgesehene obrigkeitliche Hilfe, 
insbesondere die der Gerichte, nicht rechtzeitig 
in Anspruch genommen werden kann.
(2) Die angehaltene Person kann zur Dienststelle 

gebracht werden, wenn die Feststellung ihrer Per­
sonalien an Ort und Stelle nicht vorgenommen wer­
den kann oder wenn der Verdacht besteht, daß ihre 
Angaben unrichtig sind.

Art. 15
(1) Leistet eine Person, die auf Grund eines Ge­

setzes vorgeladen wird, der Vorladung nicht Folge, 
so kann die Polizei sie vorführen. § 81 c der Straf­
prozeßordnung bleibt unberührt.

(2) Bei Bestimmung des Zeitpunktes der Vorfüh­
rung ist auf die beruflichen Verpflichtungen und die 
sonstigen Lebensverhältnisse des Vorgeladenen 
Rücksicht zu nehmen.

Art. 16
Die Polizei kann eine Person vom Platz verweisen,

1. wenn dies erforderlich ist, um eine mit Strafe be­
drohte oder eine verfassungsfeindliche Handlung 
zu verhüten, aufzuklären oder zu unterbinden,

2. in den in Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst, b und c ge­
nannten Fällen.

Art. 17
Die Polizei kann eine Person zur Rettung aus 

einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben 
in Gewahrsam nehmen,
1. wenn die gefährdete Person sich erkennbar in 

einem die freie Willensbestimmung ausschließen­
den Zustand oder sonst in einer hilflosen Lage 
befindet,

2. wenn sie im Begriff ist, Selbstmord zu begehen.

Art. 18
Die Polizei kann eine Person ferner in Gewahr­

sam nehmen, wenn dies erforderlich ist, um
1. die unmittelbar bevorstehende Begehung einer 

als Verbrechen oder Vergeben mit Strafe bedroh­
ten Handlung oder einer verfassungsfeindlichen 
Handlung durch diese Person zu verhüten,

2. eine mit Strafe bedrohte oder eine verfassungs­
feindliche Handlung dieser Person zu unterbinden.

Art. 19
(1) Die Polizei hat eine Person auf schriftliches 

Ersuchen einer dazu gesetzlich ermächtigten Ver­
waltungsbehörde in Gewahrsam zu nehmen. Das 
Ersuchen muß den tatsächlichen und rechtlichen 
Grund der Maßnahme erkennen lassen.
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(2) Die Verwaltungsbehörde, die das Ersuchen ge­
stellt hat, ist unverzüglich von der Durchführung zu 
verständigen.

Art. 20
Die Polizei hat eine Person, die auf Grund der 

Art. 14, 15, 17 bis 19 zur Dienststelle verbracht oder 
in Gewahrsam genommen worden*ist, zu entlassen, 
sobald der Grund für die Maßnahme fortgefallen ist, 
spätestens jedoch mit dem Ablauf des folgenden Ta­
ges, falls nicht vorher auf Grund eines Gesetzes 
Fortdauer der Freiheitsentziehung durch den Richter 
angeordnet wird.

Art. 21
(1) Die in Gewahrsam genommene Person ist, so­

weit möglich, von anderen gesondert und nicht in 
demselben Raum mit Straf- oder Untersuchungs­
gefangenen zu verwahren. Mit ihrer Zustimmung 
kann von dieser Vorschrift abgesehen werden. Män­
ner und Frauen sind getrennt, Geisteskranke ge­
sondert unterzubringen. Im übrigen gilt § 116 Abs. 2, 
3 und 4 Satz 1 der Strafprozeßordnung sinngemäß.

(2) Die in Gewahrsam genommene Person ist un­
verzüglich über den Grund der Maßnahme und die 
ihr zustehenden Rechtsmittel zu belehren. Zu der 
Belehrung gehört der Hinweis, daß eine etwaige 
Aussage freiwillig erfolgt.

Art. 22
Der zur Dienststelle verbrachten oder in Gewahr­

sam genommenen Person ist unverzüglich Gelegen­
heit zu geben, einen Angehörigen oder eine Person 
ihres Vertrauens zu benachrichtigen. Die Polizei hat 
die Benachrichtigung zu übernehmen, wenn eine in 
Gewahrsam genommene Person von ihrem Recht 
nach Satz 1 keinen Gebrauch macht. Durch die Be­
nachrichtigung darf der Zweck des Gewahrsams nicht 
gefährdet werden.

2. Sicherstellung von Gegenständen
Art. 23

(1) Die Polizei kann Gegenstände sicherstellen, 
wenn bestimmte Tatsachen vorliegen, aus denen zu 
schließen ist,
1. daß die Gegenstände zur Begehung einer mit 

Strafe bedrohten Handlung verwendet werden 
oder verwendet werden sollen,

2. daß die Gegenstände zur Begehung einer verfas­
sungsfeindlichen Handlung verwendet werden 
oder verwendet werden sollen,

3. daß der Gebrauch, die Verwertung oder die Be- 
lassung der Gegenstände an ihrem Ort zu einer 
Schädigung des Lebens oder einer wesentlichen 
Beeinträchtigung der Gesundheit von Menschen 
führen würde,

4. daß der Gebrauch, die Verwertung oder die Be- 
lassung der Gegenstände an ihrem Ort zur Schä­
digung oder Vernichtung von Eigentum führen 
würde, dessen Erhaltung im öffentlichen Inter­
esse liegt.
(2) Die Polizei kann ferner Gegenstände sicher-' 

stellen, die zur Begehung einer verfassungsfeind­
lichen Handlung verwendet worden sind oder als 
Beweismittel für eine solche Handlung von Bedeu­
tung sein können.

(3) Die Polizei kann, weiterhin Gegenstände sicher­
stellen, wenn sie von einer Person mitgeführt wer­
den, die auf Grund Art. 17 mit 19 dieses Gesetzes in 
Gewahrsam genommen oder auf Grund eines an­
deren Gesetzes vorläufig festgenommen wird, sofern 
die Gegenstände zur Begehung einer mit Strafe be­
drohten oder einer verfassungsfeindlichen Hand­
lung oder zur Schädigung von Leben oder Gesund­
heit verwendet werden können.

(4) In den Fällen der Abs. 1 und 2 wird die Sicher­
stellung nicht dadurch ausgeschlossen, daß bei ihrer 
Durchführung die sicherzustellenden oder andere 
Gegenstände beschädigt oder zerstört werden.

Art. 24
(1) Zur Sicherstellung gemäß Art. 23 kann die Poli­

zei die Herauägabe der Gegenstände von der Person 
verlangen, in deren Gewahrsam sie sich befinden. 
Wird die Herausgabe verweigert, so kann die Polizei 
die Gegenstände zwangsweise wegnehmen (Be­
schlagnahme).

(2) Ist ein Gegenstand auf Grund der §§ 94, 98 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung durch die Polizei in 
Beschlag genommen worden und versagt der Richter 
die Bestätigung gemäß § 98 Abs. 2 der Strafprozeß­
ordnung oder sieht er in dem Urteil von der Ein­
ziehung ab, so kann die Polizei den Gegenstand nach 
diesem Gesetz nur in Beschlag nehmen oder behal­
ten, wenn
a) nicht von der richterlichen Entscheidung abgewi­

chen wird, soweit sich diese auf die der richterlichen 
Würdigung unterliegende Feststellung des Sach­
verhalts und die Strafbarkeit der Handlung be­
zieht oder

b) ein neuer Sachverhalt gegeben ist.

Art. 25
(1) Befindet sich ein Gegenstand im Gewahrsam 

einer Person, so ist die Sicherstellung dieser gegen­
über zu erklären und eine Bescheinigung zu ertei­
len, die den Grund der Maßnahme erkerfnen läßt 
und die sichergestellten Gegenstände bezeichnet.

(2) Im Falle der Beschlagnahme muß die Beschei­
nigung eine Belehrung über die zulässigen Rechts­
mittel enthalten.

(3) Kann nach den Umständen des Falles eine Be­
scheinigung nicht erteilt werden, so ist eine amtliche 
Niederschrift aufzunehmen, die auch erkennen läßt, 
warum die Erteilung der Bescheinigung unterblie­
ben ist.

Art. 26
Gegenstände, die gemäß Art. 23 sichergestellt 

werden, sind amtlich zu verwahren. Falls die Be­
schaffenheit der Gegenstände dies nicht zuläßt oder 
die amtliche Verwahrung unzweckmäßig erscheint, 
ist die Sicherstellung auf andere geeignete Weise 
zu gewährleisten.

Art. 27
Wird ein sichergestellter Gegenstand amtlich oder 

durch einen Dritten im amtlichen Auftrag verwahrt, 
so hat die Polizei das Erforderliche zu veranlassen, 
um Wertminderungen vorzubeugen, es sei denn, daß 
der Dritte auf Verlangen eines Berechtigten mit der 
Verwahrung beauftragt worden ist.

Art. 28
Die Polizei hat unverzüglich, spätestens jedoch 

binnen 48 Stunden der Kreiswaltungsbehörde die 
Beschlagnahme anzuzeigen, falls sie den Gegenstand 
nicht vorher an den Berechtigten zurückgibt oder 
nach Art. 30 Abs. 2 Satz 2 oder Art. 31 verwertet, 
unbrauchbar macht oder vernichtet. Die Beschlag­
nahme tritt außer Kraft, wenn die Kreisverwal­
tungsbehörde sie nicht binnen drei Tagen bestätigt.

Art. 29
(1) Erfordert der polizeiliche Zweck die weitere 

Sicherstellung nicht mehr, so sind die Gegenstände 
an den herauszugeben,, bei dem sie sichergestellt 
worden sind. Das gleiche gilt, wenn die Kreisver­
waltungsbehörde die Bestätigung der Beschlagnahme 
versagt oder binnen drei Tagen keine Entscheidung 
über die Beschlagnahme trifft.

(2) Ist die Herausgabe der Gegenstände an den, 
bei dem sie sichergestellt worden sind, ohne Gefähr­
dung des polizeilichen Zweckes nicht möglich, so 
können sie an einen anderen Berechtigten heraus­
gegeben werden, wenn der polizeiliche Zweck dies 
zuläßt.

(3) Die Vorschrift des § 983 des Bürgerlichen Ge­
setzbuchs bleibt unberührt.
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Art. 30
(1) Erfordert der polizeiliche Zweck die weitere 

Sicherstellung von Gegenständen, so "ist die Ver­
wertung zulässig,
1. wenn der Verderb der Gegenstände oder eine 

wesentliche Minderung ihres Wertes droht,
2. wenn die Aufbewahrung, Pflege oder Erhaltung 

der Gegenstände mit unverhältnismäßig großen 
Kosten oder Schwierigkeiten verbunden ist,

3. wenn die Gegenstände infolge ihrer Beschaffen­
heit nicht so verwahrt werden können, daß wei­
tere Gefahren ausgeschlossen sind,

4. nach einer Frist von zwei Jahren.
(2) Die Verwertung wird durch die Kreisverwal­

tungsbehörde angeordnet. Die Anordnung kann 
auch durch die Polizeidienststelle getroffen werden, 
welche die Sicherstellung angeordnet hat oder wel­
cher der beteiligte Polizeibeamte angehört, wenn 
der Gegenstand so rasch zu verderben droht oder 
die von ihm ausgehende Gefahr so dringend ist, daß 
die Entscheidung der Kreisverwaltungsbehörde nicht 
abgewartet werden kann.

(3) Eine Person, der ein Recht an dem Gegenstand 
zusteht, soll vor der Verwertung gehört werden. Die 
Anordnung sowie Zeit und Ort der Verwertung sind 
ihr, soweit tunlich, mitzuteilen.

(4) Die Verwertung wird nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung über die Verwertung einer 
gepfändeten Sache durchgeführt. An die Stelle des 
Vollstreckungsgerichts tritt die Kreisverwaltungs­
behörde. Sie kann eine Anordnung nach § 825 der 
Zivilprozeßordnung auf Antrag eines Berechtigten 
nach Abs. 3 oder von Amts wegen gleichzeitig mit 
der Verwertungsanordnung oder nachträglich tref­
fen. In den Fällen des Abs. 2 Satz 2 bestimmt die 
Polizeidienststelle die Art und Weise der Verwer­
tung.

(5) Ein Erlös aus der Verwertung tritt an die 
Stelle der Gegenstände.

Art. 31
Sichergestellte Gegenstände dürfen unbrauchbar 

gemacht oder vernichtet werden, wenn bei ihnen 
auch nach der Verwertung die Voraussetzungen für 
die Sicherstellung fortbestehen würden. Art. 30 
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

3. Tötung von Tieren 
Art. 32

(1) Die Polizei kann in unaufschiebbaren Fällen 
ein Tier ohne vorherige Sicherstellung töten, wenn 
von dem Tier eine unmittelbare Gefahr für das 
menschliche Leben ausgeht und die Gefahr nicht 
auf andere Weise abgewehrt werden kann.

(2) Das gleiche gilt unter den Voraussetzungen des 
Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst, c, es sei denn, daß der 
durch die Tötung des Tieres entstehende Schaden 
außer Verhältnis zu einem drohenden Sachschaden 
steht.

4. Durchsuchung von Personen und 
Sachen, Betreten von Wohnungen 

Art. 33
(1) Die Polizei kann eine Person durchsuchen, 

wenn bestimmte Tatsachen vorliegen, aus denen zu 
schließen ist, daß dabei Gegenstände aufgefunden 
werden, die der Sicherstellung nach Art. 23 unter­
liegen. Dies gilt'nicht für Gegenstände, die zur Be­
gehung einer als Übertretung mit Strafe, bedrohten 
Handlung verwendet werden sollen.

(2) Die Polizei kann ferner eine Person durch­
suchen, wenn diese sich in bewußtlosem oder er­
kennbar in einem anderen die freie Willensbestim­
mung ausschließenden Zustand befindet und die 
Durchsuchung zur Feststellung der Personalien er­
forderlich ist.

(3) Weibliche Personen dürfen nur durch weib­
liche Angehörige der Polizei oder im Auftrag der

Polizei durch sonstige geeignete weibliche Personen 
durchsucht werden.

Art. 34
(1) Die Polizei kann bewegliche Sachen durch­

suchen, wenn bestimmte Tatsachen vorliegen, aus 
denen zu schließen ist, daß dabei Gegenstände auf­
gefunden werden, die der Sicherstellung nach Art. 23 
unterliegen, oder daß sich darin eine Person verbor­
gen hält, die nach Art. 18 oder 19 in Gewahrsam 
genommen werden kann. Art. 33 Abs. 1 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(2) Die Polizei kann Wohnungen, Geschäftsräume 
und befriedetes Besitztum durchsuchen, wenn die 
Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 1 gegeben sind und 
es sich um die Wiederergreifung einer aus amtlichem 
Gewahrsam entwichenen Person handelt oder wenn 
sonst Gefahr im Verzug besteht. Art. 33 Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend.

Art. 35
(1) Bei der Durchsuchung von beweglichen 

Sachen sowie von Wohnungen, Geschäftsräumen 
und befriedetem Besitztum darf der Inhaber an­
wesend sein. Er soll auf dieses Recht hingewiesen 
werden. Ist der Inhaber abwesend, so ist, wenn 
möglich, sein Vertreter oder ein erwachsener Ange­
höriger, Hausgenosse oder Nachbar zuzuziehen, es 
sei denn, daß Gefahr im Verzug besteht. Dem In­
haber oder der zugezogenen Person ist der Grund 
der Durchsuchung vor deren Beginn bekanntzuge­
ben, soweit dadurch der Zweck der Maßnahme 
nicht gefährdet wird.

(2) Dem Inhaber ist nach der Beendigung der 
Durchsuchung auf Verlangen eine schriftliche Mit­
teilung zu machen, die den Grund der Durchsu­
chung bezeichnet. Würde die Mitteilung den Zweck 
der Durchsuchung gefährden, so sind lediglich die 
Vornahme der Durchsuchung unter Angabe der für 
die Durchführung verantwortlichen Polizeidienst­
stelle sowie Zeit und Ort der Durchsuchung schrift­
lich zu bestätigen.

Art. 36
Die Durchsicht der Papiere des von der Durch- ' 

suchung Betroffenen ist nur zulässig, soweit der 
Inhaber sie genehmigt oder die Durchsicht zur Fest­
stellung der Personalien erforderlich ist. Andern­
falls sind die Papiere in Beschlag zu nehmen und 
in verschlossenem und versiegeltem Umschlag der 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen, der die Durch­
sicht obliegt. Einer besonderen Anzeige nach Art. 28 
Satz 1 bedarf es nicht. § 110 Abs. 3 Strafprozeßord­
nung gilt entsprechend.

Art. 37
(1) Abgesehen von den in Art. 34 sowie in an­

deren Gesetzen geregelten Fällen darf die Polizei 
Wohnungen, Geschäftsräume und befriedetes Be­
sitztum nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr 
oder einer Lebensgefahr sowie in anderen Fällen 
des Art. 5 Abs. 2, bei denen Gefahr im Verzug be­
steht, betreten.

(2) Wohnungen von Personen, die unter Polizei­
aufsicht stehen, sowie Räume, die jedem zugänglich 
sind oder die als Herbergen oder Versammlungs­
orte bestrafter Personen oder als Schlupfwinkel 
für verfassungsfeindliche Bestrebungen, Glücksspiel, 
Schmuggel, Rauschgifthandel oder gewerbsmäßige 
Unzucht bekannt oder dringend verdächtig sind, 
kann die Polizei unter den Voraussetzungen des 
Art. 5 Abs. 2 jederzeit betreten.

5. Anwendung unmittelbaren Zwanges
Art. 38

(1) Unmittelbarer Zwang im Sinn dieses Ge­
setzes ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen 
durch körperliche Gewalt oder durch Anwendung 
von Waffen oder sonstigen zugelassenen Mitteln.
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(2) Der Gebrauch von Schußwaffen ist nur unter 
den dafür bestimmten besonderen Voraussetzungen 
zulässig. Das gleiche gilt für die Fesselung von 
Personen.

Art. 39
(1) Die Polizei kann unmittelbaren Zwang ge­

gen Personen oder Sachen anwenden, wenn der 
Zweck einer Maßnahme der Polizei auf andere 
Weise nicht erreicht werden kann.

(2) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
(Art. 8) ist zu beachten.

(3) Die Vorschriften über Notwehr und Not­
stand bleiben unberührt. Ebenso bleiben unberührt 
die Bestimmungen über die Anwendung unmittel­
baren Zwanges durch die Polizei, die in anderen 
Gesetzen enthalten sind.

Art. 40
Unmittelbarer Zwang ist, wenn die Umstände 

es zulassen, unmittelbar vor seiner Anwendung an­
zudrohen.

Art. 41
Eine Person, die sich im Gewahrsam der Polizei 

befindet, darf gefesselt werden,
1. wenn sie besonders gefährlich oder widersetzlich 

ist,
2. wenn sie zu fliehen versucht oder aus anderen 

Gründen der Flucht verdächtig ist,
3. wenn Selbstmordgefahr besteht.

Art. 42
(1) Der Gebrauch von Schußwaffen ist außer in 

den Fällen der Notwehr und des Notstandes sowie 
in den durch andere Gesetze geregelten Fällen nur 
zulässig
L zur Verhütung oder Unterbindung einer mit 

Strafe bedrohten Handlung, die sich den Um­
ständen nach als ein Verbrechen darstellt;

2. zum Anhalten einer Person, die sich der Fest­
nahme oder der Feststellung ihrer Personalien 
durch die Flucht zu entziehen versucht, wenn sie
a) bei der Begehung einer mit Strafe bedrohten 

Handlung betroffen wird, die sich den Umstän­
den nach als ein Verbrechen darstellt oder 
unter Anwendung von Schußwaffen oder 
Sprengstoffen begangen wird,

b) unmittelbar nach der Begehung einer solchen 
Tat verfolgt wird,

c) eines Verbrechens dringend verdächtig ist;
3. gegenüber einer Person, die bei gewaltsamer Ge­

fangenenbefreiung, bei Landfriedensbruch, beim 
Wildern, oder beim Forstfrevel nach Art. 59 Ziff. 3 
oder 4 des Bayer. Forstgesetzes betroffen wird, 
wenn sie trotz Anrufs von der Straftat nicht ab­
läßt oder zu entfliehen versucht;

4. zur Vereitelung der Flucht oder zur Wiederergrei­
fung einer Person, die sich
a) zur Verbüßung einer Zuchthaus- oder Gefäng­

nisstrafe oder zum Vollzug der Sicherungsver­
wahrung,

b) wegen eines Verbrechens oder Vergehens oder 
des dringenden Verdachtes eines Verbrechens 
oder Vergehens in behördlichem Gewahrsam 
befindet oder befand;

5. gegen eine Menschenansammlung, aus der heraus 
Gewalttätigkeiten begangen werden oder unmit­
telbar bevorstehen, wenn die Anwendung unmit­
telbaren Zwanges gegen bestimmte Teilnehmer 
der Menschenansammlung offensichtlich keinen 
Erfolg verspricht.
(2) Für die mit der Überwachung und dem poli­

zeilichen Schutz der Landesgrenzen beauftragten 
Dienstkräfte der Polizei ist der Gebrauch von 
Schußwaffen außer in den Fällen des Abs. 1 inner­
halb des besonderen als „Zollgrenzbezirk“ oder 
„Zonengrenzbezirk“ gekennzeichneten Gebietes ge­

gen eine Person zulässig, die sich der Befolgung 
der polizeilichen Anordnungen durch die Flucht zu 
entziehen versucht.

Art. 43
(1) Von Schußwaffen darf nur Gebrauch gemacht 

werden, wenn andere Mittel erfolglos angewendet 
worden sind oder ihre Anwendung offensichtlich 
keinen Erfolg verspricht. Auf Personen darf erst 
geschossen werden, wenn der Zweck der Maßnahme 
mit der Waffenwirkung gegen Sachen nicht erreicht 
wird oder nicht erreicht werden kann.

(2) Der Gebrauch von Schußwaffen ist unzulässig, 
wenn der zu erwartende Schaden erkennbar außer 
Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht oder 
wenn durch den Schußwaffengebrauch Unbeteiligte 
mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet werden, es 
sei denn, daß sich dies beim Einschreiten gegen 
Menschenansammlungen nicht vermeiden läßt.

(3) Das Ziel des Schußwaffengebrauchs gegen Per­
sonen darf nur sein, angriffs- oder fluchtunfähig zu 
machen.

Art. 44
(1) Der Gebrauch von Schußwaffen ist außer in 

den Fällen der Notwehr und des Notstandes stets 
unmittelbar vorher anzudrohen.

(2) Als Androhung kann ein Warnschuß abgegeben 
werden, wenn es die Umstände erfordern. Bei Men­
schenansammlungen sind in diesem Fall mindestens 
zwei Schüsse abzugeben.

6. Gebührenpflichtige Verwarnungen
Art. 45

(1) Die im Außendienst verwendeten Dienstkräfte 
der Landpolizei,' der Grenzpolizei und der Gemeinde­
polizei können aus Anlaß einer Übertretung den auf 
frischer Tat betroffenen Täter unter Ansatz einer 
Gebühr verwarnen, wenn seine Schuld gering ist, 
die Folgen, der Tat unbedeutend sind und kein 
öffentliches Interesse an der Herbeiführung einer 
strafgerichtlichen Entscheidung besteht.

(2) Die Verwarnung ist nur rechtswirksam, wenn 
der Täter nach Belehrung über sein Weigerungsrecht 
mit ihr einverstanden ist und zur sofortigen Zahlung 
der Gebühr bereit ist. Hierüber sowie über die Straf­
barkeit seines Verhaltens ist der Täter zu belehren.

(3) Die in. Abs. 1 genannten Dienstkräfte der Po­
lizei sind befugt, die Verwarnungsgebühr an Ort 
und Stelle einzuheben.

(4) Über die Verwarnung und die Zahlung der 
Gebühr ist eine Bescheinigung zu erteilen.

(5) Die Verwarnungsgebühr beträgt 2.— DM; Zu­
schläge werden nicht erhoben.

IV. Rechtsbehelfe
Art. 46

Gegen eine Anordnung oder eine sonstige Maß­
nahme der Polizei steht jedem, der behauptet, durch 
die Maßnahme in seinen Rechten verletzt zu sein, 
nach den folgenden Vorschriften die Beschwerde zu.

Art. 47
(1) Beschwerden gemäß Art. 46 sind binnen zwei 

Wochen, nachdem die Anordnung oder sonstige Maß­
nahme dem Betroffenen zur Kenntnis gelangt ist, 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Polizei- 
öienststelle einzulegen, welche die Maßnahme "ge­
troffen hat oder welcher der beteiligte Polizeibeamte 
angehört.

(2) Die Beschwerdefrist gilt auch dann als ge­
wahrt, wenn die Beschwerde rechtzeitig bei der zur 
Entscheidung zuständigen Verwaltungsbehörde (Be­
schwerdebehörde) eingelegt wird. Das gleiche gilt, 
wenn die Beschwerde rechtzeitig bei der Polizei­
dienststelle, in deren Bereich die Maßnahme getrof­
fen wurde, eingelegt wird; in diesem Fall ist die 
Beschwerde unverzüglich der zuständigen Polizei­
dienststelle im Sinne des Abs. 1 zuzuleiten.
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(3) Bei Anordnungen oder sonstigen Maßnahmen, 
die nicht schriftlich getroffen worden sind, beginnt 
die Beschwerdefrist auch dann zu laufen, wenn 
keine Rechtsmittelbelehrung erteilt worden ist.

Art. 48
Bei Maßnahmen der staatlichen Polizei kann die 

nach Art. 47 Abs. 1 zuständige Polizeidienststelle, 
bei Maßnahmen der Gemeindepolizei der Gemeinde­
rat der Beschwerde abhelfen. Andernfalls entscheidet 
die Beschwerdebehörde.

Art. 49
(1) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir­

kung. Die Beschwerdebehörde kann jedoch die Aus­
setzung der Vollziehung anordnen und, wenn die 
polizeiliche Maßnahme bereits vollzogen ist, auch 
Anordnungen zur Rückgängigmachung des Vollzuges 
oder zur Milderung seiner Wirkungen treffen.

(2) Für die Anfechtungsklage und die Befugnisse 
des Verwaltungsgerichts und des Gerichtsvorsitzen­
den im Anfechtungsverfahren gilt Abs. 1 entspre­
chend. Im übrigen findet § 51 Abs. 3 Satz 2 bis 4 
des Gesetzes über die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Anwendung. Vorläufige Anordnungen des Gerichts­
vorsitzenden sind unverzüglich durch Gerichts­
beschluß zu ersetzen oder aufzuheben.

Art. 50
Über die Beschwerde entscheidet

1. bei Maßnahmen der Gemeindepolizei die Rechts­
aufsichtsbehörde der Gemeinde,

2. bei Maßnahmen der Landpolizei, der Grenzpolizei 
und der Bereitschaftspolizei das zuständige Land­
ratsamt, wenn die Maßnahme im Bereich des 
Landkreises getroffen worden ist; die zuständige 
Regierung, wenn die Maßnahme im Bereich einer 
kreisfreien Stadt getroffen worden ist,

3. bei Maßnahmen des Landeskriminalamtes das 
Staatsministerium des Innern.

Art. 51
Die Art. 46—50 gelten nicht bei Maßnahmen, die“ 

die Polizei auf Ersuchen oder auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft oder einer Gerichtsbehörde trifft, 
sowie bei Maßnahmen, die die Dienstkräfte der 
Polizei nur in ihrer Eigenschaft als Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltschaft treffen können.

Art. 52
(1) Maßnahmen, die die Polizei nach diesem Gesetz 

auf Ersuchen oder auf Anordnung einer Verwal­
tungsbehörde trifft, gelten für das Beschwerdever­
fahren als Maßnahmen der ersuchenden oder anord­
nenden Verwaltungsbehörde, wenn das Ersuchen 
oder die Anordnung eine bestimmte Maßnahme in 
einem Einzelfall betrifft.

(2) Hat eine Kreisverwaltungsbehörde gemäß Art. 28 
die Beschlagnahme von Gegenständen bestätigt, so 
gelten die Beschlagnahme und die Bestätigung für 
das Beschwerdeverfahren als Maßnahme der Kreis­
verwaltungsbehörde.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 gilt Art. 49 
entsprechend.

Art. 53
Richtet sich eine Beschwerde auch gegen das Ver­

halten von Dienstkräften der Polizei bei der Durch­
führung von Maßnahmen, so ist vor der Entschei­
dung der Dienstvorgesetzte zu hören.

Art. 54
Für die Entscheidung über Aufsichtsbeschwerden 

gelten die Art. 50 und 53 entsprechend.

Art. 55
Richtet sich eine Beschwerde lediglich gegen das 

Verhalten von Dienstkräften der Polizei bei der

Durchführung von Maßnahmen, so entscheidet der 
Dienstvorgesetzte.

V. Entschädigungs-, Erstattungs­
und Ersatzansprüche

Art. 56
(1) Erleidet jemand, gegen den Maßnahmen nach 

Art. 12 getroffen worden sind, einen Schaden, so ist 
dem Geschädigten dafür Entschädigung zu leisten, 
soweit der Schaden durch die polizeiliche Maßnahme 
entstanden ist und der Geschädigte nicht von einem 
anderen Ersatz zu erlangen vermag.

(2) Das gleiche gilt, wenn jemand, der nicht nach 
den Art. 9 oder 10 verantwortlich ist und gegen den 
nicht Maßnahmen nach Art. 12 gerichtet worden 
sind, durch eine polizeiliche Maßnahme getötet oder 
verletzt wird oder einen nicht zumutbaren sonstigen 
Schaden erleidet.

(3) Im Falle der Tötung ist den Unterhaltsberech­
tigten in entsprechender Anwendung von § 844 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs Entschädigung zu 
leisten.

Art. 57
(1) Ein Entschädigungsanspruch nach diesem Gesetz 

besteht nicht, soweit die Maßnahme auch unmittel­
bar dem Schutz der Person oder des Vermögens des 
Geschädigten gedient hat.

(2) Ist die Entschädigungspflicht aus Anlaß von 
Maßnahmen der Polizei in besonderen gesetzlichen 
Vorschriften geregelt, so gelten diese Vorschriften.

Art. 58
(1) Entschädigungspflichtig ist der Träger der Po­

lizei, welche die zur Entschädigung verpflichtende 
Maßnahme getroffen hat.

(2) Bei einem Einsatz der Polizei im Fall eines 
öffentlichen Notstandes (Art. 58 des Gesetzes über 
die Organisation der Polizei in Bayern) trifft die 
Entschädigungspflicht den Staat.

Art. 59
(1) Entschädigung nach Art. 56 wird nur für Ver­

mögensschaden gewährt. Dabei sind Vermögensvor­
teile, die dem Berechtigten aus der zur Entschädi­
gung verpflichtenden Maßnahme entstehen, sowie 
ein mitwirkendes Verschulden des Berechtigten zu 
berücksichtigen.

(2) Die Entschädigung wird in Geld gewährt.

Art. 60
(1) Ist die Polizei auf Ersuchen einer anderen 

Polizeidienststelle oder einer Behörde tätig gewor­
den, so ist die Körperschaft, der die ersuchende 
Polizeidienststelle oder Behörde angehört, dem nach 
Art. 58 Abs. 1 entschädigungspflichtigen Polizeiträger 
erstattungspflichtig. Dies gilt nicht für Anordnungen 
der zuständigen Staatsbehörden gegenüber Gemein­
den im Rahmen der Rechts- oder Fachaufsicht.

(2) Ist staatliche Polizei nach Maßgabe der gesetz­
lichen Bestimmungen auf Anordnung der zustän­
digen Staatsbehörde im Bereich einer Gemeinde mit 
eigener Polizei tätig geworden, so ist die Gemeinde 
dem Staat erstattungspflichtig, sofern die Anordnung 
auf Grund eines Verschuldens der Gemeinde not­
wendig geworden ist.

(3) Ist die Polizei außer in den Fällen der Abs. 1 
und 2 außerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches tätig 
geworden, weil die zuständige Polizei nicht zur Stelle 
war oder nicht rechtzeitig zur Stelle sein konnte, so 
ist der Träger der zuständigen Polizei dem nach 
Art. 58 Abs. 1 entschädigungspflichtigen Polizeiträger 
erstattungspflichtig.

(4) Die Erstattungspflicht nach Abs. 1 bis 3 ent­
fällt, soweit der Schaden durch ein Verschulden der 
Polizei bei der Durchführung der Maßnahme ent­
standen ist.
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(5) Soweit bei einem Einsatz der Polizei im Fall 
eines öffentlichen Notstandes der Schaden durch ein 
Verschulden einer Gemeindepolizei bei der Durch­
führung der Maßnahme entstanden ist, ist die jewei­
lige Gemeinde dem Staat erstattungspflichtig.

Art. 61
Die erstattungspflichtige Körperschaft hat dem ent­

schädigungspflichtigen Polizeiträger die auf Grund 
der Art. 56 bis 59 geleisteten notwendigen Aufwen­
dungen zu erstatten.

Art. 62
(1) Hat der nach Art. 58 entschädigungspflichtige 

Polizeiträger keinen Erstattungsanspruch nach Art. 60, 
so kann er von der nach Art. 9 oder 10 verantwort­
lichen Person Ersatz der notwendigen Aufwendun­
gen verlangen.

(2) Hat die nach Art. 60 erstattungspflichtige Kör­
perschaft ihre Verpflichtung erfüllt, so kann sie von 
der nach Art. 9 oder 10 verantwortlichen Person 
Ersatz der notwendigen Aufwendungen verlangen.

Art. 63
Hat die Polizei eine Gefahr oder Störung nach 

Art. 11 selbst oder durch vertraglich Beauftragte 
beseitigt, so kann der Träger der Polizei von einer 
nach Art. 9 oder 10 verantwortlichen Person Ersatz 
seiner notwendigen besonderen Aufwendungen ver­
langen.

Art. 64
(1) Über die Entschädigungsansprüche nach Art. 56 

bis 59 entscheiden im Streitfall die ordentlichen Ge­
richte.

(2) Über die Erstattungsansprüche nach Art. 60 
und die Ersatzansprüche nach Art. 62 und 63 ent­
scheiden im Streitfall die Verwaltungsgerichte im 
Parteistreitverfahren.

VI. Schlußbestimmungen
Art. 65

(1) Personen, denen die Befugnisse von Hilfs­
beamten der Staatsanwaltschaft zuerkannt sind, 
haben zur Erfüllung ihrer besonderen Dienstauf­
gaben die Rechte und Pflichten von Polizeibeamten.

(2) Die Befugnisse nach diesem Gesetz haben zur 
Erfüllung ihrer besonderen Dienstaufgaben auch die 
Personen, denen durch Gesetz die Rechte von Poli­
zeibeamten zuerkannt sind.

Art. 66
(1) Werden im Fall des Art. 91 des Grundgesetzes 

für die Bundesrepublik Deutschland Dienstkräfte 
der Polizei eines anderen Bundeslandes oder Dienst­
kräfte des Bundes, die mit Aufgaben im Sinn dieses 
Gesetzes betraut sind, in Bayern tätig, so haben sie 
die Befugnisse, die der Polizei nach diesem Gesetz 
zustehen.

(2) Das gleiche gilt, wenn Dienstkräfte im Sinn 
des Abs. 1 auf Grund des Gesetzes über die Organi­
sation der Polizei in Bayern tätig werden.

(3) Die Befugnis von Dienstkräften der Wasser­
schutzpolizei der Länder Baden-Württemberg und 
Hessen, auf Grund des Staatsvertrages über die 
Wasserschutzpolizei auf dem Rhein, dem Main und 
dem Neckar vom 12. Oktober 1950 (GVB1. 1951 S. 87) 
in Bayern tätig zu werden, bleibt unberührt.

Art. 67
(1) Das Staatsministerium des Innern kann in be­

sonderen Fällen die Wahrnehmung von Aufgaben 
des ständigen polizeilichen Vollzugsdienstes in be­
stimmten Abschnitten des Grenzbereiches durch Ver­
einbarung Dienstkräften der Polizei eines anderen 
Bundeslandes oder Dienstkräften des Bundes, die 
mit Aufgaben im Sinn dieses Gesetzes betraut sind, 
einräumen. In diesem Fall haben diese Dienstkräfte

in Bayern die Befugnisse, die der Polizei nach die­
sem Gesetz zustehen.

(2) Soil sich eine Regelung nach Abs. 1 auf den 
Bereich einer Gemeinde mit eigener Polizei er­
strecken, so ist vorher das Einvernehmen mit der 
Gemeinde herzustellen.

Art. 68
(1) In den Fällen der Art. 66 und 67 entscheidet 

über die Beschwerde
1. bei Maßnahmen, die im Bereich einer Gemeinde

mit eigener Polizei getroffen worden sind, die
Rechtsaufsichtsbehörde der Gemeinde,

2. im übrigen das Landratsamt, in dessen Bereich
die Maßnahme getroffen worden ist.
(2) In den Fällen der Art. 66 Abs. 2 und 3 und 

Art. 67 trifft die Entschädigungspflicht den Träger 
der Polizei, an deren Stelle die zur Entschädigung 
verpflichtende Maßnahme getroffen worden ist.

Art. 69
Die Vorschriften über die Anwendung unmittel­

baren Zwanges (Art. 38 bis 44) gelten auch für die 
im Forstschutz verwendeten Beamten, Angestellten 
und sonstigen Personen, die entweder einen Dienst­
eid geleistet haben oder auf Grund der Art. 115, 119, 
121 des Bayer. Forstgesetzes als Hilfspersonen der 
Forststrafgerichtsbarkeit eidlich verpflichtet sind.

Art. 70
Für den Vollzug der Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst, a, 

Art. 14 Abs. 1 Ziff. 2, Art. 18, 23 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 
und 3, Art. 37 stellt die Staatsregierung fest, welche 
Vereinigungen gemäß Art. 9 Abs. 2 des Grund­
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland ver­
boten sind. Die Entscheidung der Staatsregierung ist 
im Bayerischen Staatsanzeiger zu veröffentlichen.

Art. 71
Auf Grund dieses Gesetzes können das Recht auf 

körperliche Unversehrtheit, die Freiheit der Person, 
das Recht der freien Meinungsäußerung, die Ver­
sammlungsfreiheit, die Unverletzlichkeit der Woh­
nung und das Eigentum eingeschränkt werden (Art. 2 
Abs. 2, Art. 5, Art. 8 Abs. 2, Art. 13 und 14 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland, 
Art. 102, 103, 106, 110 und 113 der Verfassung des 
Freistaates Bayern). '

Art. 72
Aufgaben und Befugnisse, die in bundes- oder 

landesrechtlichen Vorschriften den „Polizeibehörden“ 
übertragen sind, werden nur dann von der Polizei 
wahrgenommen, wenn das Staatsministerium des 
Innern im Einvernehmen mit den sachlich beteilig­
ten Staatsministerien es durch Verordnung bestimmt. 
Im übrigen sind die Behörden der allgemeinen 
inneren Verwaltung zuständig, soweit nicht andere 
Gesetze eine besondere Regelung treffen.

Art. 73
Die Staatsregierung erläßt die zur Ausführung 

dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen.

Art. 74
Das Gesetz über die Organisation der Polizei in 

Bayern vom 28. Oktober 1952 (GVB1. S. 285) wird 
wie folgt geändert:

1. Art. 2 Abs. 1 Ziff. 1 erhält folgende Fassung:
„1. die Verhütung, Unterbindung und polizeiliche 

Verfolgung mit Strafe oder mit Geldbuße be­
drohter Handlungen, die Verhütung jedoch 
nur, soweit die Androhung der Strafe oder 
Geldbuße nicht auf Ortsrecht beruht;“

2. Art. 2 Abs. 1 Ziff. 2 erhält folgende Fassung:
„2. die Verhütung und Unterbindung nicht mit 

Strafe bedrohter verfassungsfeindlicher Hand-
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lungen im Sinn des Gesetzes über.die Auf­
gaben und Befugnisse der Polizei in Bayern;“

3. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Verhütung ortsrechtlich mit Strafe oder

mit Geldbuße bedrohter Handlungen ist An­
gelegenheit des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinden.“

4. Art. 2 Abs. 4 wird aufgehoben.
5. Art. 17 erhält folgende Fassung:

„(1) Außerhalb des Gemeindegebiets ist die Ge­
meindepolizei zu Amtshandlungen nur befugt,
1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht 

zur Stelle • ist oder nicht rechtzeitig zur 
Stelle sein kann,

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer 
Tat sowie zur Verfolgung und Wieder­
ergreifung Entwichener,

3. zur Vorführung Festgenommener vor den 
Richter,

4. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermäch­
tigung.

(2) In den Fällen des Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ist die 
örtlich zuständige Polizeidienststelle von den 
getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu be­
nachrichtigen.“

6. Art. 21 erhält folgende Fassung:
„Reichen die Polizeidienstkräfte einer Gemeinde 

im Einzelfail nicht aus, so kann der Gemeinde­
rat die zuständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) 
ersuchen, Dienstkräfte der Landpolizei und im 
Grenzbereich auch Dienstkräfte der Grenzpolizei 
zur Unterstützung zu entsenden. Die entsandten 
Dienstkräfte unterstehen für die Dauer der Maß­
nahme den Weisungen der Rechtsaufsichts­
behörde.“

7. Art. 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) In Gemeinden mit eigener Polizei ist die 

Landpolizei außer in den Fällen der Art. 16, 
21 und 22 zu Amtshandlungen nur befugt,
1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht 

zur Stelle ist oder nicht rechtzeitig zur 
Stelle sein kann,

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer 
Tat sowie zur Verfolgung und Wieder­
ergreifung Entwichener,

3. wenn die Eigenart einer Dienstverrichtung 
ihre Vornahme oder Fortsetzung an meh­
reren Orten durch die gleichen Dienstkräfte 
erfordert,

4. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermäch­
tigung.“

8. Dem Art. 26 wird folgender Abs. 3 angefügt:
„(3) In den Fällen des Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ist die

örtlich zuständige Polizeidienststelle von den 
getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu be­
nachrichtigen.“

9. Art. 32 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) In Gemeinden ohne eigene Polizei obliegt 

der Landpolizei außer der Wahrnehmung 
der Aufgaben nach Art. 24 und 31 auch die 
Durchführung der Verhütung ortsrechtlich 
mit Strafe oder mit Geldbuße bedrohter 
Handlungen. Ferner hat sie im Rahmen ihrer 
gesetzlichen Aufgaben die für die Wahrneh­
mung der öffentlichen Verwaltungsaufgaben 
der Gemeinde notwendigen Ermittlungen ge­
mäß den Ersuchen des Gemeinderats vorzu­
nehmen. Die Überwachung des Vollzugs von 
Verwaltungsakten der Gemeinde sowie die 
Vollstreckung solcher Verwaltungsakte und 
die Durchführung der Ersatzvornahme ist im 
Rahmen der gesetzlichen Aufgaben der Land­
polizei ebenfalls gemäß den allgemein oder

für den Einzelfall ergehenden Ersuchen des 
Gemeinderats auszuführen.“

10. In Art. 32 Abs. 2 wird die Verweisung auf Abs. 1 
Satz 2 ersetzt durch die Verweisung auf Abs. 1 
Satz 3.

11. Art. 35 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben, 

die über den Rahmen des Art. 34 hinaus­
gehen, ist die Grenzpolizei innerhalb des 
Grenz- oder Flughafenbereiches nur befugt,
1. wenn die zuständige Polizei nicht zur Stelle 

ist oder nicht rechtzeitig zur Stelle sein 
kann,

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer 
Tat sowie zur Verfolgung und Wieder­
ergreifung Entwichener.“

12. Dem Art. 35 werden folgende Absätze 3 und 4 
angefügt:
„(3) Außerhalb des Grenz- oder Flughafenberei­

ches ist die Grenzpolizei zu Amtshandlungen 
nur befugt,
1. wenn zur Durchführung einer polizeilichen 

Aufgabe im Rahmen des Art. 34 Amts­
handlungen außerhalb des Grenz- oder 
Flughafenbereiches notwendig werden,

2. unter den Voraussetzungen des Abs. 2,,
3. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermäch­

tigung.
(4) In den Fällen des Abs. 2 und des Abs. 3 

Ziff. 2 ist die zuständige Polizeidienststelle 
von den getroffenen Maßnahmen unverzüg­
lich zu benachrichtigen.“

13. Der bisherige Abs. 3 des Art. 35 wird Abs. 5.
14. In Art. 60 werden die Worte „von der Staats­

regierung getroffenen“ gestrichen.
15. Nach Art. 60 wird folgender Abschnitt eingefügt:

„I V a. Zuständigkeit in besonderen 
V Fällen

Art. 60 a
Die Anforderung von Polizeikräften anderer 

Länder zur Abwehr einer drohenden Gefahr für 
den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder des Landes 
Bayern (Art. 91 Abs. 1 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland) obliegt dem Baye­
rischen Ministerpräsidenten. Im übrigen gelten 
die Art. 58 bis 60 entsprechend.

Art. 60 b
Dienstkräfte der Polizei eines anderen Bundes­

landes und mit polizeilichen Aufgaben betraute 
Dienstkräfte des Bundes sind, außer im Falle des 
Art. 91 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland und des Art. 67 des Gesetzes über 
die Aufgaben und Befugnisse der Polizei in 
Bayern, zur Vornahme von Amtshandlungen in 
Bayern an Stelle bayerischer Polizeikräfte befugt
1. im Grenzbereich, wenn die örtlich zuständige 

Polizei nicht zur Stelle ist oder nicht recht­
zeitig zur Stelle sein kann,

2. zur Durchführung polizeilicher Maßnahmen im 
Rahmen des Schubwesens.“

Art. 75
Art. 248 Abs. 2 des Bayerischen Berggesetzes vom 

13. August 1910 (GVB1. S. 815) erhält folgende Fas­
sung:

„Die Bergämter haben außer den in diesem Ge­
setz ihnen sonst übertragenen Obliegenheiten ins­
besondere die Handhabung der Bergpolizei nach 
den Vorschriften des Titels IX dieses Gesetzes 
wahrzunehrnen. Sie haben ferner mit Strafe be­
drohte Handlungen, die mit dem technischen Be­
trieb des Bergbaues in Zusammenhang stehen, zu 
verfolgen; insoweit stehen ihnen die Befugnisse
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zu, wie sie die Strafprozeßordnung den Polizei­
beamten zuerkennt.“

Art. 76
(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt 

alles entgegenstehende oder gleichlautende baye­
rische Recht außer Kraft. Insbesondere werden 
außer Kraft gesetzt:
1. Art. 102 Abs.- 2 bis 5 des Gesetzes zur Ausführung 

der Reichsstrafprozeßordnung vom 18. August 1879 
(GVB1. S. 781),

2. das Gesetz über die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges durch die Polizei vom 22. November 1950 
(GVB1. S. 239),

3. das Gesetz über gebührenpflichtige Verwarnungen 
durch die Polizei vom 7. März 1952 (GVB1. S. 99).
(2) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch­

tigt, das Gesetz über die Organisation der Polizei in 
Bayern vom 28. Oktober 1952 (GVB1. S. 285) (Polizei­
organisationsgesetz) in der jetzt geltenden Fassung 
in fortlaufender Artikelfolge unter neuem Datum 
bekanntzugeben. Dabei können Bezeichnungen und 
Hinweise, soweit dies notwendig ist, geändert werden.

(3) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf Be­
stimmungen Bezug genommen wird, die in Abs. 1 
aufgehoben werden, treten an die Stelle der auf­
gehobenen Bestimmungen die entsprechenden Vor­
schriften dieses Gesetzes.

Art. 77
Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1954 in Kraft. 

München, den 16. Oktober 1954
Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Hans E h a r d

Bekanntmachung
des Wortlauts des Gesetzes über die Organi­

sation der Polizei in Bayern 
(Polizeiorganisationsgesetz — POG —) 

Vom 20. Oktober 1954
Auf Grund des Art. 76 Abs. 2 des Gesetzes über 

die Aufgaben und Befugnisse der Polizei in Bayern 
(Polizeiaufgabengesetz — PAG —) vom 16. Oktober 
1954 (GVB1. S. 237) wird nachstehend der Wortlaut 
des Gesetzes über die Organisation der Polizei in 
Bayern (Polizeiorganisationsgesetz) vom 28. Oktober 
1952 (GVB1. S. 285) in der vom 1. Dezember 1954 an 
geltenden Fassung bekanntgemacht.

München, den 20. Oktober 1954
Dr. Wilhelm H o e g n e r , Staatsminister

Gesetz
über die Organisation der Polizei in Bayern 

(Polizeiorganisationsgesetz — POG —) 
Vom 20. Oktober 1954

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird:

I. Allgemeine Bestimmungen 
Art. 1

(1) Träger der Polizei sind der Staat und die Ge­
meinden nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Gesetzes.

(2) Die Dienststellen und Dienstkräfte der Polizei 
des Staates und der Gemeinden sind zu gegensei­
tiger Amtshilfe verpflichtet.

Art. 2
(1) Aufgaben des Staates, deren Wahrnehmung 

der Polizei nach Maßgabe der Gesetze obliegt, sind 
insbesondere:
1. die Verhütung, Unterbindung und polizeiliche Ver­

folgung mit Strafe oder mit .Geldbuße bedrohter 
Handlungen, die Verhütung jedoch nur, soweit die 
Androhung der Strafe oder Geldbuße nicht auf 
Ortsrecht beruht;

2. die Verhütung und Unterbindung nicht mit Strafe 
bedrohter verfassungsfeindlicher Handlungen im 
Sinn des Gesetzes über die Aufgaben und Befug­
nisse der Polizei in Bayern;

3. die Durchführung der polizeilichen Maßnahmen im 
Rahmen des Luftschutzes;

4. die Durchführung der polizeilichen Maßnahmen im 
Rahmen des Schubwesens;

5. die polizeiliche Regelung und die Überwachung .des 
überörtlichen Verkehrs auf den Binnengewässern;

6. die Überwachung und der polizeiliche Schutz der 
Landesgrenzen;

7. die Überwachung des Personenverkehrs auf Flug­
häfen.
(2) Die Verhütung ortsrechtlich mit Strafe oder 

mit Geldbuße bedrohter Handlungen ist Angelegen­
heit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinden. 
Für Gemeinden mit eigener Polizei sind die Auf­
gaben gemäß Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 Angelegenheiten 
des übertragenen Wirkungskreises; das gleiche gilt 
für die Zu- und Abführung von Gefangenen bei 
Bahntransporten im Rahmen des Schubwesens, so­
weit nicht die staatliche Polizei diese Aufgabe wahr­
nimmt.

(3) Die Landratsämter, die Regierungen sowie 
das Staatsministerium des Innern können unbe­
schadet- anderweitiger gesetzlicher Vorschriften, ins­
besondere der Strafprozeßordnung, der staatlichen 
Polizei für die Durchführung der in Abs. 1 bezeich- 
neten Aufgaben Weisungen erteilen.

Art. 3
(1) Als Dienstkräfte des ständigen polizeilichen 

Vollzugsdienstes (Einzeldienstes) dürfen nur Beamte 
und nach Maßgabe der Ausführungsvorschriften 
Beamtenanwärter verwendet werden.

(2) Als Dienstkräfte des Einzeldienstes sind in 
der Regel Beamte oder Beamtenanwärter der Be­
reitschaftspolizei einzustellen, die ihre Ausbildung 
in der Bereitschaftspolizei ordnungsgemäß beendet 
haben und zur Verwendung im Einzeldienst geeignet 
sind. Andere Bewerber dürfen grundsätzlich nur 
eingestellt werden, wenn geeignete Beamte oder Be­
amtenanwärter der Bereitschaftspolizei nicht vor­
handen sind.

(3) Staatliche Dienstkräfte des Einzeldienstes kön­
nen mit ihrem Einverständnis zur Bereitschaftspo- 
lizei versetzt oder länger als sechs Monate abgeord­
net werden. Im übrigen können Dienstkräfte der 
Polizei im Bereich ihres Dienstherrn von einem Po­
lizeiverband oder von einem Dienstzweig der Po­
lizei zu einem anderen abgeordnet oder versetzt 
werden. Ebenso kann ihre Verwendung in einer 
anderen Dienstart sowohl innerhalb des gleichen 
Polizeiverbandes oder Dienstzweiges als auch bei 
Abordnung oder Versetzung zu einem anderen Po­
lizeiverband oder Dienstzweig angeordnef werden. 
Dabei sind die persönlichen Verhältnisse des ein­
zelnen möglichst zu berücksichtigen.

Art. 4
(1) Die Dienstkräfte der Polizei können nach Maß­

gabe der Wahlgesetze abstimmen, wählen und ge­
wählt; werden.

(2) Die Dienstkräfte der Polizei dürfen Mitglieder 
nur solcher Parteien, Wählergruppen und sonstiger
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Vereinigungen sein, die sich zu den Grundsätzen des 
demokratisch-konstitutionellen Staates bekennen.

(3) Unberührt bleiben die sich für Polizeibeamte 
aus der Verfassung und dem allgemeinen Beamten­
recht ergebenden Pflichten, insbesondere die Pflicht, 
nach Kräften für die Festigung und Vertiefung des 
demokratischen Gedankens einzutreten und die 
durch die Verfassung gewährleistete demokratisch­
konstitutionelle Staatsordnung zu unterstützen.

(4) Die parteipolitische Betätigung während des 
Dienstes, in Dienst- oder Unterkunftsräumen sowie 
in Dienstkleidung ist untersagt. Ebenfalls sind un­
tersagt der nichtdienstliche Besuch politischer Ver­
sammlungen in Dienstkleidung und das Tragen von 
politischen Abzeichen zur Dienstkleidung.

(5) Dienstkräfte der Bereitschaftspolizei dürfen 
sich unbeschadet der Ausübung des aktiven Wahl­
rechts politisch nicht betätigen.

Art. 5
Die beamtenrechtlichen Verhältnisse der Beamten 

der Polizei bestimmen sich, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes vorschreibt, nach dem für die Be­
amten des Staates und der Gemeinden allgemein 
geltenden Recht.

Art. 6
Polizeibeamte im Probedienst sind in den Ruhe­

stand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit, 
Verwundung oder sonstiger Schädigung, die sie sich 
ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bei Aus­
übung oder aus Veranlassung des Dienstes zuge­
zogen haben, dienstunfähig geworden sind. Für die 
Beurteilung der Dienstunfähigkeit gilt Art. 93 Abs. 1 
des Bayerischen Beamtengesetzes entsprechend.

Art. 7
(1) Beamtenanwärter der Polizei können jederzeit 

entlassen werden. Bei Dienstvergehen können sie 
nach vorheriger Anhörung durch eine schriftliche, 
mit Gründen versehene Verfügung des Dienstvor­
gesetzten mit Warnung, Verweis oder Geldbuße bis 
zur Höhe eines Monatsbetrages des Unterhaltszu­
schusses bestraft werden. Im übrigen gelten neben 
den Bestimmungen dieses Gesetzes die beamten­
rechtlichen Vorschriften über oberste Dienstbehör­
den, Dienstvorgesetzte, Diensteid, Streikverbot, Ne­
bentätigkeit, Annahme von Belohnungen oder Ge­
schenken, Wohnort und Wohnung, Dienstvergehen, 
Haftung und Versetzung sinngemäß.

(2) Beamtenanwärter der Bereitschaftspolizei er­
halten freie Heilfürsorge; das Nähere wird durch 
Verordnung bestimmt.

(3) Werden Beamtenanwärter der Polizei durch 
einen Dienstunfall verletzt, so gelten die Bestim­
mungen des Bayerischen Beamtengesetzes über das 
Heilverfahren (Art. 124 und 125 des Bayerischen 
Beamtengesetzes) und über den Unfallsachschaden­
ersatz (Art. 134 des Bayerischen Beamtengesetzes) 
entsprechend.

(4) Werden Beamtenanwärter wegen völliger 
Dienstunfähigkeit oder geminderter Dienstfähig­
keit infolge eines Dienstunfalles entlassen, so ist 
eine Versorgung nach den Grundsätzen des Art. 135 
des Bayerischen Beamtengesetzes zu gewähren. Da­
bei gelten als ruhegehaltfähige Dienstbezüge die Be­
züge der Besoldungsgruppe, in der der Beamtenan­
wärter bei regelmäßig verlaufener Dienstlaufbahn 
erstmalig planmäßig angestellt worden wäre.

(5) Die Besoldung der Beamtenanwärter der Be­
reitschaftspolizei und des Einzeldienstes wird durch 
besonderes Gesetz geregelt.

Art. 8
(1) Zur fachlichen Ausbildung der Polizeidienst­

kräfte in allen Aufgaben des staatlichen und ge­

meindlichen Polizeidienstes sowie zur demokratisch­
staatsbürgerlichen Erziehung und Fortbildung sind 
Schulen zu errichten und zu unterhalten. Für die 
demokratisch-staatsbürgerliche Erziehung und Fort­
bildung der Beamten und Beamtenanwärter der 
Polizei ist auch außerhalb der Schulen durch be­
sondere Einrichtungen Vorsorge zu treffen. Die Ko­
sten der notwendigen Ausbildung trägt der Dienst­
herr.

(2) Die staatlichen Polizeischulen unterstehen un­
mittelbar dem Staatsministerium des Innern.

(3) Die Gemeinden sind befugt, eigene Polizei­
schulen zu errichten und zu unterhalten; diese un­
terstehen der Aufsicht des Staatsministeriums des 
Innern.

II. Gemeindepolizei
Art. 9

(1) Jede Gemeinde hat das Recht und die Pflicht, 
zur Wahrnehmung des ständigen polizeilichen Voll­
zugsdienstes (Einzeldienstes) innerhalb des Ge­
meindegebiets eine eigene Polizei zu errichten. Die 
Gemeindepolizei muß die Dienstkräfte, Einrichtun­
gen und Sachmittel umfassen, die für eine wirksame 
Handhabung der im Gemeindebezirk erfahrungsge­
mäß anfallenden polizeilichen Aufgaben notwendig 
sind.

(2) Erscheint in einer kreisangehörigen Gemeinde 
die Unterhaltung einer eigenen Polizei im Hinblick 
auf die Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht dau­
ernd gesichert, so kann die Gemeinde beim Staats­
ministerium des Innern beantragen, daß die der 
Gemeindepolizei obliegenden Aufgaben durch die 
Landpolizei wahrgenommen werden. Wird die man­
gelnde Leistungsfähigkeit der Gemeinde hinreichend 
dargetan, so hat das Staatsministerium des Innern 
dem Antrag stattzugeben.

Art. 10
(1) Wird in einer Gemeinde eine eigene Polizei 

neu eingerichtet, so kann das Staatsministerium des 
Innern verlangen, daß Landpolizeibeamte, deren 
Zahl die für die Gemeinde bestimmte notwendige 
Polizeistärke nicht übersteigen darf, in die Polizei 
der Gemeinde übernommen werden. Hierbei soll 
nur die Übernahme solcher Landpolizeibeamten 
verlangt werden, die vor Errichtung der Gemeinde­
polizei im Gemeindegebiet Dienst geleistet haben.

(2) Wird gemäß Art. 9 Abs. 2 die Polizei einer 
Gemeinde aufgelöst, so kann die Gemeinde ver­
langen, daß Beamte der Gemeindepolizei, deren 
Zahl die für die Gemeinde bestimmte notwendige 
Polizeistärke nicht übersteigen darf, in die Land­
polizei übernommen werden.

(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn nach 
Abs. 1 oder 2 sind die persönlichen Verhältnisse 
des einzelnen zu berücksichtigen. Insbesondere darf 
er aus Anlaß der Übernahme nicht gegen seinen 
Willen aus seinem bisherigen Dienstbereich versetzt 
werden.

Art. 11
(1) Die nach Art. 10 zu übernehmenden Beamten 

sind unbeschadet der Bestimmungen des Art. 10 
Abs. 3 verpflichtet, der Berufung als Beamte des 
neuen Dienstherrn Folge zu leisten; andernfalls sind 
sie in den Wartestand zu versetzen.

(2) Die übernommenen Beamten sollen in einer 
Dienststellung verwendet werden, die ihrer bis­
herigen Dienststellung nach Inhalt und Bedeutung 
gleichkommt. Ist die Übernahme in eine gleichzu­
bewertende Dienststellung nicht möglich, weil eine 
solche nicht verfügbar ist oder weil dienstliche 
Gründe eine andere Verwendung erfordern, so sind 
die übernommenen Beamten verpflichtet, in anderer 
Verwendung Dienst zu tun. Ihre bisherige laufbahn­
mäßige und besoldungsrechtliche Einstufung bleibt 
gewahrt.
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(3) Soweit im Falle des Art. 10 Abs. 2 die erfor­
derlichen Planstellen bei der staatlichen Polizei 
nicht vorhanden oder nicht verfügbar sind, können 
übernommene Beamte' auf Lebenszeit binnen drei 
Monaten nach der Übernahme gemäß den allge­
meinen beamtenrechtlichen Bestimmungen in den 
Wartestand versetzt werden; die übrigen Beamten 
können entlassen werden.

Art. 12
Im Falle der Auflösung von Gemeinden mit eige­

ner Polizei oder der Umgemeindung von Gebiets­
teilen solcher Gemeinden ist die hierfür zuständige 
Behörde befugt, die Übernahme von Beamten der 
Gemeindepolizei entsprechend den Grundsätzen des 
Art. 10 Abs. 2 und des Art. 11 zu regeln. Ist die 
zuständige Behörde nicht das Staatsministerium des 
Innern, so ist zuvor dessen Zustimmung zu der ge­
planten Regelung einzuholen.

Art. 13
(1) In jeder Gemeinde mit eigener Polizei ist 

durch den Gemeinderat ein leitender Polizeibeamter 
zu bestellen. Der leitende Polizeibeamte muß den 
für seine Dienststellung in den Laufbahnvorschrif­
ten geforderten fachlichen Voraussetzungen genü­
gen, insbesondere die erforderlichen Prüfungen be­
standen haben. Er führt die für seine Stelle vor­
gesehene Amtsbezeichnung.

(2) Vor der endgültigen Berufung des leitenden 
Polizeibeamten und seines Stellvertreters ist der 
Regierung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(3) Dem leitenden Polizeibeamten obliegt insbe­
sondere die Beaufsichtigung und Wahrung der vor­
schriftsmäßigen, einheitlichen und wirksamen Hand­
habung des Dienstbetriebs der Gemeindepolizei. Zu 
Dienstaufgaben, die außerhalb seines fachlichen Be­
reichs liegen, darf der leitende Polizeibeamte nicht 
herangezogen werden. Er darf nicht ehrenamtliches 
Mitglied des Gemeinderats sein.

Art. 14
(1) Die zuständigen Staatsbehörden können Ge­

meinden mit eigener Polizei für den polizeilichen 
Vollzug von gemeindlichen Verwaltungsaufgaben 
des übertragenen Wirkungskreises Weisungen er­
teilen Das gleiche gilt, unbeschadet anderweitiger 
gesetzlicher Vorschriften, insbesondere der Straf- 
prozeßordrtung, für die Durchführung der in Art. 2 
Abs. 2 als Angelegenheiten des übertragenen Wir­
kungskreises bezeichneten Aufgaben.

(2) Die Weisungen sind an den Gemeinderat zu 
richten.

(3) Zuständige Staatsbehörden im Sinne von Abs. 1 
sind die Landratsämter gegenüber den kreisange­
hörigen Gemeinden, die Regierungen gegenüber den 
kreisfreien Gemeinden ihrer Amtsbereiche; ferner 
als Oberaufsichtsbehörden die Regierungen gegen­
über den kreisangehörigen Gemeinden ihrer Amts­
bereiche und das Staatsministerium des Innern ge­
genüber allen Gemeinden.

Art. 15
(1) Die Gemeindepolizei hat die der Polizei oblie­

genden Aufgaben nach Maßgabe der Gesetze wahr­
zunehmen, insbesondere die in Art. 2 Abs. 2 ge­
nannten Aufgaben durchzuführen. Ferner hat sie 
den Gemeinderat laufend über den Sicherheits­
zustand, vor allem über erhebliche Verstöße gegen 
die Rechtsordnung, zu unterrichten, soweit nicht da­
durch die Strafverfolgung erschwert oder verhin­
dert wird.

(2) Im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben hat 
die Gemeindepolizei nach Maßgabe der ihr allge­
mein oder für den Einzelfall vom Gemeinderat er­
teilten Aufträge die für die Wahrnehmung der

öffentlichen Verwaltungsaufgaben der Gemeinde 
notwendigen Ermittlungen vorzunehmen, den Voll­
zug von Verwaltungsakten der Gemeinde zu über­
wachen sowie die Vollstreckung solcher Verwal­
tungsakte oder die Ersatzvomahme durchzuführen.

(3) Die Gemeindepolizei hat ferner innerhalb des 
Gemeindegebiets im Rahmen ihrer gesetzlichen 
Aufgaben nach Maßgabe der hierfür den Gemein­
den von den zuständigen Staatsbehörden allgemein 
oder für den Einzelfall erteilten Weisungen den 
Vollzug von Verwaltungsakten anderer Behörden 
zu überwachen sowie die Vollstreckung solcher Ver­
waltungsakte oder die Ersatzvornahme durchzufüh­
ren. Art. 14 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(4) Soweit Dienstkräfte der Justizverwaltung nicht 
oder nicht in ausreichendem Maß zur Verfügung 
stehen, obliegt der Gemeindepolizei auch die Vor­
führung von Untersuchungs- und Strafgefangenen 
vor Gericht sowie die Unterstützung des Gerichts­
vorsitzenden bei der Aufrechterhaltung der Ord­
nung in der Sitzung.

Art. 16
Wird eine auf Grund der Art. 14 oder 15 Abs. 3 

erteilte Weisung nicht vollzogen, so kann die zu­
ständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) den Voll­
zug durch Dienstkräfte der Landpolizei auf Kosten 
der Gemeinde anordnen. Der Gemeinderat und auf 
dem Dienstweg das Staatsministerium des Innern 
sind von den getroffenen Maßnahmen unverzüglich 
zu unterrichten.

Art. 17
(1) Außerhalb des Gemeindegebiets ist die Ge­

meindepolizei zu Amtshandlungen nur befugt,
1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht zur Stelle

ist oder nicht rechtzeitig zur Stelle sein kann,
2. zur Verfolgung von Personen auf frischer Tat so­

wie zur Verfolgung und Wiederergreifung Ent­
wichener,

3. zur Vorführung Festgenommener vor den Richter,
4. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermächtigung.

(2) In den Fällen des Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ist die 
örtlich zuständige Poljzeidienststelle von den ge­
troffenen Maßnahmen unverzüglich zu benachrich­
tigen.

Art. 18
(1) Die zuständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) 

kann gegen den leitenden Polizeibeamten sowie 
gegen sonstige Beamte einer Gemeindepolizei die 
Einleitung eines Dienststrafverfahrens beantragen 
oder, falls sie zuständige Einleitungbehörde ist, es 
selbst einleiten, wenn der begründete Verdacht eines 
Dienstvergehens innerhalb des Aufgabenbereichs be­
steht, der dem staatlichen Weisungsrecht unterliegt.

(2) Unter der gleichen Voraussetzung kann die 
zuständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3), auch wenn 
sie nicht Einleitungsbehörde ist, die sofortige Ent­
hebung des Beamten vom Dienst anordnen. In die­
sem Fall ist die Einleitung des Dienststrafverfahrens 
unverzüglich zu beantragen. Die Einleitungsbehörde 
entscheidet über den Fortbestand der Dienstent­
hebung.

(3) Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 sind erst zu­
lässig, wenn der Gemeinderat nicht innerhalb einer 
von der zuständigen Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) 
gesetzten Frist von sich aus entsprechende Maß­
nahmen getroffen hat.

Art. 19
Erscheint ein Beamter einer Gemeindepolizei nach 

Auffassung des Gemeinderats für den Polizeidienst 
nicht mehr geeignet, ohne daß ein Rechtsgrund für 
die Beendigung des Beamtenverhältnisses gegeben 
ist, so ist er in einem anderen Zweig der Gemeinde­
verwaltung in einer Stelle zu verwenden, die seiner 
Vorbildung und seiner bisherigen Laufbahn ent­
spricht. Auf seinen Wunsch soll ihm Gelegenheit 
gegeben werden, seine Vorbildung für seine neue



248 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 23/1954

Verwendung zu ergänzen, soweit der Dienstbetrieb 
der Gemeindeverwaltung es gestattet.

Art. 20
Machen Gemeinden von ihrem Recht nach Art. 9 

Abs. 1 Gebrauch, so ist die Bereitstellung der er­
forderlichen Dienstkräfte, Einrichtungen und Sach- 
mittel Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises 
der Gemeinden.

Art. 21
Reichen die Polizeidienstkräfte einer Gemeinde 

im Einzelfall nicht aus, so kann der Gemeinderat 
die zuständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) er­
suchen, Dienstkräfte der Landpolizei und im Grenz­
bereich auch Dienstkräfte der Grenzpolizei zur Un­
terstützung zu entsenden. Die entsandten Dienst­
kräfte unterstehen für die Dauer der Maßnahme den 
Weisungen der Rechtsaufsichtsbehörde.

Art. 22
(1) Ist die Polizei einer Gemeinde nicht in der 

Lage oder nicht bereit, die ihr gesetzlich obliegen­
den Pflichten zu erfüllen, so kann das Staatsmini­
sterium des Innern vorübergehend die Entsendung 
von staatlicher Polizei anordnen. Die entsandten 
Dienstkräfte unterstehen für die Dauer der Maß­
nahme den Weisungen der Rechtsaufsichtsbehörde.

(2) Trifft die Gemeinde ein Verschulden, so fallen 
ihr notwendige Sonderkosten, die durch die Ent­
sendung von staatlicher Polizei nach Abs. 1 ent­
stehen, zur Last.

Art. 23
Die Vorschriften über den Einsatz und die sonstige 

Verwendung der Bereitschaftspolizei sowie über den 
Einsatz der Polizei im Fall eines öffentlichen Not­
standes bleiben unberührt.

III. Staatliche Polizei
1. Landpolizei

Art. 24
Die Wahrnehmung des ständigen polizeilichen 

Vollzugsdienstes (Einzeldienstes) in Gemeinden ohne 
eigene Polizei sowie in gemeindefreien Gebieten ist 
Aufgabe der Bayerischen Landpolizei. Ihr obliegt 
auch die Durchführung der polizeilichen Maßnah­
men im Rahmen des Schubwesens und in Gemein­
den ohne eigene Polizei die Vorführung von Un- 
tersuchungs- und Strafgefangenen vor Gericht so­
wie die Unterstützung des Gerichtsvorsitzenden bei 
der Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung, 
soweit hierfür Dienstkräfte der Justizverwaltung 
nicht oder nicht in ausreichendem Maß zur Ver­
fügung stehen.

Art. 25
Dienstkräfte der Landpolizei, die im Einzeldienst 

verwendet werden, sind innerhalb des gesamten Zu­
ständigkeitsbereichs der Landpolizei zu Amtshand­
lungen befugt, leisten ihren Dienst jedoch in der 
Regel nur innerhalb des Dienstbereichs, dem sie 
zugeteilt sind.

Art. 26
(1) In Gemeinden mit eigener Polizei ist die Land­

polizei außer in den Fällen der Art. 16, 21 und 22 
zu Amtshandlungen nur befugt,
1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht zur Stelle 

ist oder nicht rechtzeitig zur Stelle sein kann,
2. zur Verfolgung von Personen auf frischer Tat so­

wie zur Verfolgung und Wiederergreifung Ent­
wichener,

3. wenn die Eigenart einer Dienstverrichtung ihre 
Vornahme oder Fortsetzung an mehreren Orten 
durch die gleichen Dienstkräfte erfordert,

4. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermächtigung.
(2) Die Vorschriften über den Einsatz der Polizei 

im Fall eines öffentlichen Notstandes bleiben unbe­
rührt.

(3) In den Fällen des Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ist die 
örtlich zuständige Polizeidienststelle von den ge­
troffenen Maßnahmen unverzüglich zu benachrich­
tigen.

Art. 27
(1) Dienststellen der Bayerischen Landpolizei sind 

die Landpolizeistationen, die Landpolizeiinspektio­
nen, die Landpolizeidirektionen und das Präsidium 
der Bayerischen Landpolizei.

(2) Landpolizeistationen sind für den Bereich be­
stimmter Gemeinden und gemeindefreier Gebiete 
in der Regel in Gemeinden ohne eigene Polizei ein­
zurichten.

(3) Landpolizeiinspektionen sind für den Bereich 
eines jeden Landkreises am Sitz des Landratsamtes 
einzurichten.

(4) Landpolizeidirektionen sind für jeden Regie­
rungsbezirk am Sitz der Regierung einzurichten.

(5) Das Präsidium der Bayerischen Landpolizei ist1 
eine dem Staatsministerium des Innern unmittelbar 
nachgeordnete Dienststelle mit dem Sitz in Mün­
chen.

Art. 28
Die Stärke der Landpolizei, ihre Gliederung und 

örtliche Verteilung bestimmt im Rahmen des Staats­
haushaltsplans das Staatsministerium des Innern.

Art. 29
(1) Den Landpolizeidirektionen können motori­

sierte Verkehrsstreifengruppen und Wasserschutz­
polizeigruppen angegliedert oder unterstellt werden.

(2) Aufgabe der Verkehrsstreifengruppen ist die 
Überwachung des Verkehrs zu Lande außerhalb des 
Gebiets von Gemeinden mit eigener Polizei. Dem 
Leiter der Verkehrsstreifengruppe können durch 
die Landpolizeidirektion bestimmte Aufgaben ihres 
Geschäftsbereichs übertragen werden.

(3) Aufgabe der Wasserschutzpolizeigruppen ist 
die Überwachung des überörtlichen Verkehrs auf 
den Binnengewässern einschließlich der Häfen.

Art. 30
(1) Die Beaufsichtigung und Wahrung der vor­

schriftsmäßigen, einheitlichen und wirksamen 
Handhabung des Dienstbetriebs der Landpolizei und 
die Erledigung der hierzu notwendigen Verwal­
tungsgeschäfte ist Aufgabe des Präsidiums der 
Landpolizei.

(2) Die gleichen Aufgaben haben die Landpolizei­
direktionen und die Landpolizeiinspektionen für 
ihre Dienstbereiche.

Art. 31
(1) Die Landpolizei hat die der Polizei obliegen­

den Aufgaben nach Maßgabe der Gesetze wahr­
zunehmen, insbesondere die in Art. 2 Abs. 1 Ziff. 1 
bis 5 genannten Aufgaben durchzuführen. Ferner 
hat sie die Behörden der allgemeinen inneren Ver­
waltung laufend über den Sicherheitszustand, vor 
allem über erhebliche Verstöße gegen die Rechts­
ordnung, zu unterrichten.

(2) Im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben hat 
die Landpolizei innerhalb ihres jeweiligen Dienst­
bereichs nach Maßgabe der ihr allgemein oder für 
den Einzelfall von den zuständigen staatlichen Be­
hörden erteilten Weisungen die für die Wahrneh­
mung öffentlicher Verwaltungsaufgaben notwen­
digen Ermittlungen vorzunehmen, den Vollzug von 
Verwaltungsakten zu überwachen sowie deren Voll­
streckung oder die Ersatzvornahme durchzuführen.

(3) Zuständige staatliche Behörden im Sinne von 
Abs. 2 sind die Landratsämter, die Regierungen 
und das Staatsministerium des Innern.

(4) Weisungen gemäß Abs. 2 sind zu richten
1. von den Landratsämtern an die Landpolizeiinspek­

tionen,
2. von den Regierungen an die Landpolizeidirektionen,
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3. vom Staatsministerium des Innern an das Präsi­
dium der Landpolizei.
In dringenden Fällen können die Weisungen vom 

Staatsministerium des Innern an alle Dienststellen 
der Landpolizei, von den Regierungen und Land­
ratsämtern an alle Dienststellen der Landpolizei 
gerichtet werden, deren Dienstbereich sich nicht 
über den Dienstbereich der anweisenden Behörde 
hinaus erstreckt Die innerhalb des Dienstbereichs 
der anweisenden Behörde leitende Landpolizei­
dienststelle ist zu benachrichtige)!.

Art. 32
(1) In Gemeinden ohne eigene Polizei obliegt der 

Landpolizei außer, der Wahrnehmung der Aufgaben 
nach Art. 24 und 31 auch die Durchführung der 
Verhütung ortsrechtlich mit Strafe oder mit Geld­
buße bedrohter Handlungen. Ferner hat sie im Rah­
men ihrer gesetzlichen Aufgaben die für die Wahr­
nehmung der öffentlichen Verwaltungsaufgaben der 
Gemeinde notwendigen Ermittlungen gemäß den 
Ersuchen des Gemeinderats vorzunehmen. Die Über­
wachung des Vollzugs von Verwaltungsakten der 
Gemeinde sowie die Vollstreckung solcher Verwal­
tungsakte und die Durchführung der Ersatzvor­
nahme ist im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben 
der Landpolizei ebenfalls gemäß den allgemein oder 
für den Einzelfall ergehenden Ersuchen des Ge­
meinderats auszuführen.

(2) Allgemeine Ersuchen des Gemeinderats nach 
Abs. 1 Satz 3 sind über die zuständige Staatsbehörde 
(Art. 14 Abs. 3) an die örtlich zuständige Landpoli­
zeiinspektion, alle übrigen Ersuchen nach Abs. 1 an 
die örtlich zuständige Landpolizeistation zu richten.

(3) Den nach Abs. 1 ergehenden Ersuchen ist zu 
entsprechen. Kann dies aus zwingenden Gründen 
nicht sofort geschehen, so ist das zur Ausführung 
der Ersuchen Erforderliche unverzüglich zu ver­
anlassen und der Gemeinderat über den Grund der 
Verzögerung zu unterrichten.

(4) Art. 14 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und Abs. 3 gelten 
entsprechend.

Art. 33
Organisation und Zuständigkeit der Wasserschutz­

polizei auf dem Main bestimmen sich nach dem 
Staatsvertrag zwischen den Ländern Bayern, Würt­
temberg-Baden und Hessen über die Wasserschutz­
polizei auf dem Rhein, dem Main und dem Neckar 
vom 12. Oktober 1950 (GVB1. 1951 S. 87).

2. Grenzpolizei
Art. 34

Die Überwachung und der polizeiliche Schutz der 
Landesgrenzen, insbesondere die Überwachung des 
Grenzverkehrs und der Vollzug der Auslieferung 
und Übernahme von Personen sowie die Über­
wachung des Personenverkehrs auf Flughäfen sind, 
unbeschadet der gesetzlichen Zuständigkeit anderer 
Behörden und Dienststellen, Aufgaben der Bayeri­
schen Grenzpolizei.

Art. 35
(1) Dienstkräfte der Grenzpolizei, die im Einzel­

dienst verwendet werden, sind befugt, entlang der 
gesamten Landesgrenze in einem Gebietsstreifen 
von 30 km Tiefe (Grenzbereich) sowie innerhalb der 
Flughafdnbereiche Amtshandlungen im Rahmen 
ihrer Aufgaben nach Art. 34 vorzunehmen, auch 
soweit diese Bereiche zum Gebiet von Gemeinden 
mit eigener Polizei gehören. Sie leisten ihren Dienst 
jedoch in der Regel nur innerhalb des Dienst­
bereichs, dem sie zugeteilt sind.

(2) Zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben, die 
über den Rahmen des Art. 34 hinausgehen, ist die 
Grenzpolizei innerhalb des Grenz- oder Flughafen­
bereiches nur befugt,
1. wenn die zuständige Polizei nicht zur Stelle ist

oder nicht rechtzeitig zur Stelle sein kann,

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer Tat so­
wie zur Verfolgung und Wiederergreifung Ent­
wichener.
(3) Außerhalb des Grenz- oder Flughafenbereiches 

ist die Grenzpolizei zu Amtshandlungen nur befugt,
1. wenn zur Durchführung einer polizeilichen Auf­

gabe im Rahmen des Art. 34 Amtshandlungen 
außerhalb des Grenz- oder Flughafenbereiches 
notwendig werden,

2. unter den Voraussetzungen des Abs. 2,
3. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermächtigung.

(4) In den Fällen des Abs. 2 und des Abs. 3 Ziff. 2 
ist die zuständige Polizeidienststelle von den ge­
troffenen Maßnahmen unverzüglich zu benachrich­
tigen.

(5) Die Vorschriften über den Einsatz der Polizei 
im Fall eines öffentlichen Notstandes bleiben un­
berührt.

Art. 36
Im Grenzbereich können der Grenzpolizei durch 

das Staatsministerium des Innern auch die Auf­
gaben der Landpolizei übertragen werden. Die 
Art. 24 bis 26, 31 und 32 gelten entsprechend, Art. 32 
Abs. 2 mit der Maßgabe, daß allgemeine Ersuchen 
des Gemeinderats nach Art. 32 Abs. 1 Satz 3 über 
die zuständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) an die 
örtlich zuständige Grenzpolizeiinspekt’ion zu richten 
sind.

Art. 37
Die Grenzpolizei ist zur Zusammenarbeit mit den 

Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung so­
wie mit anderen, im Grenzbereich tätigen Polizei­
dienstkräften und mit der Zollverwaltung ver­
pflichtet.

Art. 38
(1) Dienststellen der Bayerischen Grenzpolizei sind 

die Grenzpolizeistationen, die Grenzpolizeiinspek­
tionen, die Grenzpolizeikommissariate und das Prä­
sidium der Bayerischen Grenzpolizei.

(2) Grenzpolizeistationen sind in der Regel in Ge­
meinden des Grenzbereichs einzurichten.

(3) Mehrere Grenzpolizeistationen unterstehen 
einer Grenzpolizeiinspektion

(4) Mehrere Grenzpolizeiinspektionen unterstehen 
einem Grenzpolizeikommissariat.

(5) Das Präsidium der Bayerischen Grenzpolizei 
ist eine dem Staatsministerium des Innern unmit­
telbar nachgeordnete Dienststelle mit dem . Sitz in 
München.

Art. 39
Die Stärke der Grenzpolizei, ihre Gliederung und 

örtliche Verteilung bestimmt im Rahmen des Staats­
haushaltsplans das Staatsministerium des Innern.

Art. 40
Dem Präsidium der Grenzpolizei können bei Be­

darf Flughafenpolizeigruppen zur Überwachung des 
Personenverkehrs auf Flughäfen unmittelbar unter­
stellt werden.

Art. 41
(1) Die Beaufsichtigung und Wahrung der vor­

schriftsmäßigen, einheitlichen und wirksamen Hand­
habung des Dienstbetriebs der Grenzpolizei und die 
Erledigung der hierzu notwendigen Verwaltungs- 
göschäfte ist Aufgabe des Präsidiums der Grenz­
polizei.

(2) Die gleichen Aufgaben haben die Grenzpolizei- 
kommissäriate und die Grenzpolizeiinspektionen für 
ihre Dienstbereiche.

3. Bereitschaftspolizei
Art. 42

(1) Die Bayerische Bereitschaftspolizei ist ein be­
sonderer staatlicher Polizeiverband/

(2) Aufgabe der Bereitschaftspolizei ist die Unter­
stützung der Dienstkräfte des ständigen polizei-
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liehen Vollzugsdienstes, wenn die Erfüllung der ihnen 
gesetzlich obliegenden Aufgaben den Einsatz ge­
schlossener Polizeieinheiten notwendig macht.

(3) Die Bereitschaftspolizei kann ferner aus son­
stigen schwerwiegenden Gründen, insbesondere zum 
Schutz der obersten Staatsorgane, ihrer Behörden 
und Dienststellen sowie zum Schutz lebenswichtiger 
Einrichtungen, Anlagen und Betriebe verwendet 
werden, wenn und solange hierfür ein Bedürfnis 
besteht.

(4) Militärischen Zwecken dient die Bereitschafts­
polizei nicht.

Art. 43
Die Stärke der Bereitschaftspolizei, ihre Gliede­

rung, örtliche Verteilung und Unterbringung be­
stimmt im Rahmen des Staatshaushaltsplans das 
Staatsministerium des Innern.

Art. 44
Die Bereitschaftspolizei darf nur auf Weisung des 

Staatsministers des Innern eingesetzt oder sonst 
verwendet werden.

Art. 45
(1) Die Leitung der Bereitschaftspolizei obliegt 

dem Landesamt für die Bayerische Bereitschafts­
polizei.

(2) - Das Landesamt für die Bayerische Bereit­
schaftspolizei ist eine dem Staatsministerium des 
Innern unmittelbar nachgeordnete Dienststelle mit 
dem Sitz in München.

(3) Der Leiter des Landesamts für die Bayerische 
Bereitschaftspolizei ist zugleich Kommandeur der 
Bayerischen Bereitschaftspolizei.

Art. 46
(1) Die Verwendung der Bereitschaftspolizei außer­

halb Bayerns regelt sich grundsätzlich nach Art. 91 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch­
land.

(2) Zur Abwehr einer Bedrohung der verfassungs­
mäßigen Ordnung können durch den Staatsminister 
des Innern auf Ersuchen der Bundesregierung 
Einheiten der Bereitschaftspolizei in Orte des Bun­
desgebiets außerhalb Bayerns abgeordnet und für 
die Dauer der Abordnung den Weisungen der Bun­
desregierung unterstellt werden.

Art. 47
(1) Zur Ausbildung im Einzeldienst können Be­

amte und Beamtenanwärter der Bereitschaftspolizei 
vorübergehend zur Landpolizei, zur Grenzpolizei 
oder mit Einwilligung des Gemeinderats zur Polizei 
einer Gemeinde abgeordnet werden. Für die Dauer 
der Abordnung haben sie die Befugnisse der Dienst­
kräfte des ständigen polizeilichen Vollzugsdienstes 
des Polizeiträgers und des Polizeiverbandes, zu dem 
sie abgeordnet sind, und unterstehen den gleichen 
Vorgesetzten.

(2) Die Verantwortlichkeit bei Amtspflichtverlet­
zungen von Beamten und Beamtenanwärtern der 
Bereitschaftspolizei trifft auch für die Dauer der 
Abordnung zur Polizei einer Gemeinde gemäß Abs. 1 
den Staat, es sei denn, daß die zu Schadenersatz 
verpflichtende Maßnahme auf ausdrückliche Anord­
nung des Gemeinderats oder eines Vorgesetzten vor­
genommen worden ist, der der Polizei der Gemeinde 
angehört.

4. Landeskriminalamt
Art. 48

(1) Für Bayern wird ein staatliches Landeskrimi- 
nalamt errichtet.

(2) Das Bayerische Landeskriminalamt ist eine 
dem Staatsministerium des Innern unmittelbar 
nachgeordnete Dienststelle mit dem Sitz in München.

Art. 49
Beim Landeskriminalamt werden eine Abteilung 

für Verbrechenskunde und eine Ermittlungsabtei­
lung gebildet.

Art. 50
(1) Aufgabe der Abteilung für Verbrechenskunde 

ist es,
1. alle für die Verhütung und polizeiliche Verfol­

gung mit Strafe bedrohter Handlungen bedeut­
samen Nachrichten und Unterlagen zu sammeln 
und auszuwerten,

2. die Polizeidienststellen des Staates und der Ge­
meinden über den Stand der Kriminalität laufend 
zu unterrichten und über wirksame und zweck­
mäßige Maßnahmen zur Verhütung und polizei­
lichen Verfolgung mit Strafe bedrohter Hand­
lungen zu beraten,

3. Einrichtungen für kriminaltechnische und erken­
nungsdienstliche Untersuchungen und Forschun­
gen zu unterhalten,

4. auf Ersuchen einer Polizeidienststelle des Staates 
oder der Gemeinden, eines Gerichts oder einer 
Staatsanwaltschaft kriminaltechnische und erken­
nungsdienstliche Untersuchungen durchzuführen 
und Gutachten zu erstatten,

5. eine Polizeistatistik zu führen.
(2) Das Staatsministerium des Innern kann das 

Landeskriminalamt als ausschließlich zuständig für 
die Erstattung amtlicher kriminaltechnischer Gut­
achten erklären, wenn hierfür eine oder mehrere 
der Voraussetzungen gegeben erscheinen, unter 
denen die Ermittlungsabteilung des Landeskriminal­
amts im Einzelfall zur polizeilichen Verfolgung eines 
Verbrechens oder Vergehens tätig werden kann, oder 
wenn auf Grund anderer Rechtsvorschriften die 
Einrichtung einer zentralen kriminaltechnischen Gut­
achter- oder Prüfstelle erforderlich ist.

(3) Kriminaltechnische Gutachten können mit Zu­
stimmung des Staatsministeriums des Innern für 
juristische Personen oder Privatpersonen gegen Ent­
gelt erstattet werden.

Art. 51
Der Ermittlungsabteilung obliegt die polizeiliche 

Verfolgung des ungesetzlichen Rauschgifthandels, 
der Münzverbrechen und -vergehen, des Mädchen­
handeis sowie der Verbrechen und Vergehen gegen 
das Sprengstoffgesetz.

Art. 52
Die Ermittlungsabteilung wird ferner im Einzel­

fall tätig,
1. wenn das Landeskriminalamt von einer Polizei­

dienststelle des Staates oder der Gemeinden, einem 
Gericht oder einer Staatsanwaltschaft um polizei­
liche Verfolgung eines Verbrechens oder Verge­
hens ersucht wird, das nach Auffassung der er­
suchenden Stelle wegen seiner besonderen Gefähr­
lichkeit für die Allgemeinheit, wegen der räum­
lichen Ausdehnung der durch die Straftat herbei­
geführten Bedrohung oder Schädigung der Be­
völkerung oder wegen der besonderen Umstände 
der Begehung von den örtlichen Polizeidienststel­
len nicht wirksam bearbeitet werden kann;

2. wenn das Staatsministerium des Innern es aus 
schwerwiegenden Gründen anordnet.

Art. 53
Zur Durchführung der ihm nach Art. 50 Abs. 1 

Ziffer 1, 4 und 5 und Abs. 2 sowie Art. 51 und 
Art. 52 obliegenden Aufgaben kann sich das Lan­
deskriminalamt mit Ersuchen an die Polizeidienst­
stellen des Staates und der Gemeinden wenden. 
Diese sind verpflichtet, solchen Ersuchen im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit zu entsprechen. Für Ersuchen 
an Polizeidienststellen von Gemeinden gelten Art. 14 
Abs. 2 und Art. 16 entsprechend.
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Art. 54
(1) Das Landeskriminalamt kann in Fällen des 

Art, 51 die polizeiliche Verfolgung einzelner Straf­
taten oder die Vornahme einzelner Maßnahmen den 
örtlich zuständigen Polizeidienststellen übertragen.

(2) In Fällen des Art. 52 kann das Landeskrimi­
nalamt die Vornahme einzelner Maßnahmen den 
örtlich zuständigen Polizeidienststellen übertragen.

(3) Hält das Landeskriminalamt in Fällen des 
Art. 52 seine Mitwirkung nicht oder nicht mehr für 
erforderlich, so kann es die polizeiliche Verfolgung 
der Straftaten im Einvernehmen mit der Behörde 
oder Dienststelle, die sein Eingreifen veranlaßt hat, 
den örtlich zuständigen Polizeidienststellen über­
tragen. Ist das Landeskriminalamt auf Anordnung 
des Staatsministeriums des Innern tätig geworden, 
so bedarf die Übertragung der Zustimmung des 
Ministeriums.

Art. 55
Die Aufgaben der Ermittlungsabteilung sind 

grundsätzlich in enger Zusammenarbeit mit den 
übrigen Polizeidienststellen des Staates und der 
Gemeinden wahrzunehmen. Insbesondere soll vor 
dem Einschreiten im Einzelfall die örtliche Polizei­
dienststelle von den voraussichtlich erforderlichen 
Maßnahmen verständigt werden. Kann dies nicht 
geschehen, weil Gefahr im Verzug ist oder der Er­
mittlungszweck gefährdet würde, so ist die örtliche 
Polizeidienststelle unverzüglich zu unterrichten, so­
bald der Hinderungsgrund nicht mehr besteht.

Art. 56
(1) Für Dienstkräfte, die im Einzeldienst verwen­

det werden, gilt Art. 3 Abs. 1.
(2) Die Polizeidienststellen des Staates und der 

Gemeinden haben den in Abs. 1 bezeichneten 
Dienstkräften des Landeskriminalamtes auf Ersu­
chen persönliche und sächliche Hilfe zu gewähren.

Art. 57
(1) Das Landeskriminalamt ist zugleich zentrale 

Dienststelle der Kriminalpolizei im Sinne des § 3 
Abs. 1 des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) 
vom 8. März 1951 (BGBl. I S. 165).

(2) Zuständige Landesbehörde im Sinne des § 4 
Abs. 2 Buchstabe a des in Abs. 1 genannten Bun­
desgesetzes ist das Staatsministerium des Innern.

IV. Einsatz der Polizei im Falle eines öffentlichen 
Notstandes

Art. 58
(1) Im Fall eines öffentlichen Notstandes kann 

der Staatsminister des Innern alle verfügbaren 
Polizeidienstkräfte des Staates und der Gemeinden 
zur Hilfeleistung einsetzen.

(2) Ein öffentlicher Notstand im Sinne des Abs. 1 
ist gegeben, wenn die örtlich zuständigen Polizei­
dienstkräfte nicht in der Lage oder nicht bereit 
sind, die ihnen gesetzlich obliegenden Aufgaben zu 
erfüllen.

Art. 59
(1) Die auf Grund des Art. 58 zur Hilfeleistung 

eingesetzten Polizeidienstkräfte unterstehen dem 
leitenden örtlichen Polizeibeamten als Leiter des 
Notstandseinsatzes.

(2) Ist der leitende örtliche Polizeibeamte nicht in 
der Lage oder nicht bereit, die Leitung des Not­
standseinsatzes zu übernehmen, so bestimmt der 
Staatsminister des Innern einen Polizeibeamten als 
Leiter dds Notstandseinsatzes. Diesem unterstehen 
für die Dauer des Einsatzes die auf Grund des 
Art. 58 Abs. 1 zur Hilfeleistung eingesetzten und 
die örtlichen Polizeidienstkräfte.

Art. 60
Die Staatsregierung hat den Landtag von allen 

getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu verstän­
digen und, falls er nicht versammelt ist, gleichzeitig

seine Einberufung zu veranlassen. Die Maßnahmen 
sind auf Verlangen des Landtags ganz oder teil­
weise aufzuheben.

V. Zuständigkeit in besonderen Fällen
Art. 61

. Die Anforderung von Polizeikräften anderer Län­
der zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitliche demokratische Grund­
ordnung des Bundes oder des Landes Bayern (Art. 
91 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepu­
blik Deutschland) obliegt dem Bayerischen Mini­
sterpräsidenten. Im übrigen gelten die Art. 58 bis 60 
entsprechend.

Art. 62
Dienstkräfte der Polizei eines anderen Bundes­

landes und mit polizeilichen Aufgaben betraute 
Dienstkräfte des Bundes sind, außer im Falle des 
Art. 91 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland und des Art. 67 des Gesetzes über die 
Aufgaben und Befugnisse der Polizei in Bayern, zur 
Vornahme von Amtshandlungen in Bayern an Stelle 
bayerischer Polizeikräfte befugt
1. im Grenzbereich, wenn die örtlich zuständige Po­

lizei nicht zur Stelle ist oder nicht rechtzeitig zur
Stelle sein kann,

2. zur Durchführung polizeilicher Maßnahmen im
Rahmen des Schubwesens.

VI. Beschaffungsamt für Polizeiausrüstung
Art. 63

Für Bayern besteht ein staatliches Beschaffungs­
amt für Polizeiausrüstung.

Art. 64
Das Bayerische Beschaffungsamt für Polizeiaus­

rüstung ist eine dem Staatsministerium des Innern 
unmittelbar nachgeordnete Dienststelle mit dem Sitz 
in München.

Art. 65
Aufgabe des Beschaffungsamtes ist die einheit­

liche Beschaffung der gesamten Ausrüstung, Be­
waffnung und Bekleidung für die Polizei des Staa­
tes und der Gemeinden.

VII. Übergangs- und Schlußbestimmungen
Art. 66

Das Staatsministerium des Innern kann in be­
gründeten Fällen von der Vorschrift des Art. 13 
Abs. 1 Satz 2 für die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Dienst befindlichen leitenden Polizei­
beamten Ausnahmen bewilligen.

Art. 67
Werden bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in kreis­

angehörigen Gemeinden die Aufgaben, die der Ge­
meindepolizei obliegen, von der Landpolizei wahr­
genommen, so hat es dabei sein Bewenden, wenn 
der Gemeinderat nicht die Errichtung einer eigenen 
Polizei beschließt und die Unterhaltung der Ge­
meindepolizei im Hinblick auf die Leistungsfähig­
keit der Gemeinde dauernd gesichert erscheint.

Art. 68
In gemeindefreien Gebieten, die allseitig vom 

Gebiet einer Gemeinde mit eigener Polizei um­
schlossen sind, sowie in bewohnten gemeindefreien 
Gebieten, die unmittelbar an das Gebiet einer Ge­
meinde mit eigener Polizei angrenzen und sied­
lungsmäßig mit dieser Gemeinde eine Einheit bil­
den, wird der ständige polizeiliche Vollzugsdienst 
von der Gemeindepolizei wahrgenommen. Die da­
durch anfallenden Kosten sind den Gemeinden zu 
ersetzen.

Art. 69
Im Rahmen des Staatshaushaltsplans können ein­

zelne Aufgaben der dem Staatsministerium des In-
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nern unmittelbar nachgeordneten Dienststellen der 
staatlichen Polizei sowie des Beschaffungsamtes für 
Polizeiausrüstung einer dieser Dienststellen übertra­
gen werden.

Art. 70
Polizeivollzugsbeamte im Probedienst, die vor In­

krafttreten dieses Gesetzes infolge Krankheit, Ver­
wundung oder sonstiger Schädigung, die sie sich 
ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bei Aus­
übung oder aus Veranlassung des Dienstes zuge­
zogen haben, dienstunfähig geworden und wegen 
dieser Dienstunfähigkeit entlassen worden sind, gel­
ten als im Zeitpunkt der Entlassung in den Ruhe­
stand versetzt, Sind Beamte im Probedienst vor In­
krafttreten dieses Gesetzes aus dem gleichen Grund 
in den Ruhestand versetzt worden, so hat es dabei 
sein Bewenden. Für die Beurteilung der Dienst­
unfähigkeit gilt Art. 93 Abs. 1 des Bayerischen Be­
amtengesetzes entsprechend.

Art. 71
(1) Sind nach dem 8. Mai 1945 Polizeidienstkräfte 

des Staates, die sich am 31. Dezember 1951 noch im 
Dienst befunden haben, in einer Tätigkeit verwen­
det worden, die den Merkmalen des Art. 1 des 
Bayerischen Beamtengesetzes entspricht, ohne daß 
das Beamtenverhältnis durch Aushändigung einer 
formgerechten Urkunde begründet wurde, so gelten 
sie als Beamte, wenn die Ernennung nach gelten­
dem Beamtenrecht zulässig gewesen wäre und wenn 
sich aus einer bis zum Ablauf des 31. Dezember 1951 
ergangenen schriftlichen Erklärung der zuständigen 
Ernennungsbehörde, insbesondere durch Verwen­
dung einer der Laufbahngestaltung entsprechenden 
Amtsbezeichnung, zweifelsfrei die Absicht der Be­
gründung eines Beamtenverhältnisses ergibt; Er­
nennungsvorbehalte gelten als nicht vorhanden.

(2) Beamte im Sinne des Abs. 1 gelten als Beamte 
auf Lebenszeit, wenn sich aus der in Abs. 1 be- 
zeichneten schriftlichen Erklärung der zuständigen 
Ernennungsbehörde zugleich zweifelsfrei ergibt, daß 
der Beamte in das Beamtenverhältnis auf Lebens­
zeit berufen werden sollte.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Dienstkräfte, deren Dienstverhältnis vor Inkraft­
treten dieses Gesetzes durch Tod, Versetzung in den 
Ruhestand oder gemäß Art. 70 beendet worden ist.

Art. 72
Ist in den Fällen des Art. 71 durch eine bis' zum 

Ablauf des 31. Dezember 1951 ergangene schriftliche 
Erklärung der zuständigen Ernennungsbehörde 
zweifelsfrei ein Tag bestimmt, an dem das Beam­
tenverhältnis begründet werden sollte, so gilt es mit 
diesem Tage, sonst mit dem Zeitpunkt des Ergehens 
der Erklärung nach Art. 71 Abs. 1, frühestens jedoch 
mit dem Tag des Dienstantritts als begründet. War 
die Ernennung nach geltendem Beamtenrecht erst 
in einem späteren Zeitpunkt zulässig, so gilt das 
Beamtenverhältnis mit dem Tag als begründet, an 
dem die Voraussetzungen für die Ernennung frühe­
stens gegeben waren.

Art. 73
In den Fällen der Art. 71 und 72 ist von der 

zuständigen Ernennungsbehörde eine Bescheinigung 
auszustellen, in der der Tag festgestellt wird, mit 
dem das Beamtenverhältnis als begründet gilt.

Art. 74
Bei Beamtenernennungen im Bereich der staat­

lichen Polizei, die in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis

zum Ablauf des 31. Dezember 1951 unter Vorbehalt 
vollzogen worden sind, entfällt der Vorbehalt, es sei 
denn, daß das Beamtenverhältnis bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 1951 aus einem anderen Grund als 
durch Tod, Versetzung in den Ruhestand oder ge­
mäß Art. 70 beendet worden ist.

/

Art. 75
Soweit in Rechtsvorschriften die Bezeichnung 

„Landesgrenzpolizei“ verwendet ist, tritt an ihre 
Stelle die Bezeichnung „Grenzpolizei“. Die bisheri­
gen Bezeichnungen der Dienststellen der Landpolizei, 
der Landesgrenzpolizei und des Landesbeschaffungs- 
amtes für Polizeiausrüstung werden ersetzt durch 
die entsprechenden Bezeichnungen nach diesem 
Gesetz.

Art. 76
Die Dienstkräfte und Einrichtungen des Zentral­

amtes für Kriminalidentifizierung und Polizeistatistik 
des Landes Bayern gehen auf das Bayerische Lan­
deskriminalamt über.

Art. 77
(1) Das Staatsministerium des Innern erläßt, er­

forderlichenfalls im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium der Finanzen, die zur Ausführung die­
ses Gesetzes erforderlichen Vorschriften, insbeson­
dere über Einstellung, Ausbildung und Laufbahnen 
der Polizeidienstkräfte des Staates und der Ge­
meinden.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann ferner 
Vorschriften über Ausrüstung, Bewaffnung, Beklei­
dung und gemeinsamen Einsatz der Polizei des 
Staates und der Gemeinden erlassen.

(3) - Die Dienstvorschriften für die Polizei des 
Staates werden vom Staatsministerium des Innern, 
für die Polizei der Gemeinden von diesen erlassen. 
Dienstvorschriften für die Polizei der Gemeinden 
bedürfen der Zustimmung des Staatsministeriums 
des Innern.

(4) Soweit sich Vorschriften nach Abs. 1 bis 3 auf 
Polizeidienstkräfte und Polizeieinrichtungen von Ge­
meinden beziehen, ist auf die besonderen Voraus­
setzungen und Erfordernisse des Polizeidienstes in 
Gemeinden Rücksicht zu nehmen.

Art. 78
Aufgehoben werden

1. die Verordnung Nr. 72 des Staatsministeriums des 
Innern über die Bildung einer Bayerischen Lan­
desgrenzpolizei vom 15. November 1945 (GVB1. 
1946 S. 217);

2. die Ausführungsbestimmungen zur Verordnung 
des Staatsministeriums des Innern über die Bil­
dung einer Bayerischen Landesgrenzpolizei vom 
15. November 1945 (GVB1. 1946 S. 217 mit Berich­
tigung S. 308);

3. das Gesetz über die Bereitschaftspolizei vom 
31. Mai 1951 (GVB1. S. 85);

4. die Verordnungen Nr 59 und 76 über die Errich­
tung eines Landeserkennungsamtes in Bayern 
vom 11. Mai 1946 (GVB1. S. 190 und 220);

5. das Gesetz über die Verwendung der Polizei im 
Falle eines öffentlichen Notstandes vom 24. No­
vember 1950 (GVB1. S. 240);

6. die Verordnung Nr. 89 über die Errichtung eines 
„Landesbeschaffungsamtes für Polizeiausrüstung“ 
vom 1. Mai 1946 (GVB1. S. 296).

Art. 79
Dieses Gesetz tritt am 1. November 1952 in Kraft.
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